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ie Zahlen machen betroffen. In Bayern
werden nach Angaben des Umweltmi-
nisteriums täglich ca. 13 ha Fläche „ver-

braucht“. Das entspricht ungefähr der Fläche
von 18 Fußballfeldern. Völlig klar und unbestrit-
ten ist, dass jede Anstrengung von allen Pla-
nungsträgern unternommen werden muss, um
diesen Flächenverbrauch zu vermindern und
auf ein erträgliches Maß zu reduzieren. Insbe-
sondere muss bei jeder Planung, insbesondere
bei der kommunalen Bauleitplanung, intensiv
überlegt werden, ob sie wirklich notwendig ist
und ob dafür nicht  Innenentwicklungspoten -
tiale genutzt werden können.

Aber: Eine pauschale Antwort auf diese Frage
kann und wird es nicht geben. Deshalb ist der
Versuch der GRÜNEN und anderer Verbände,
über ein Volksbegehren den Flächenverbrauch
auf einen festen Wert von 5 ha pro Tag zu be-
grenzen, von vornherein komplett ungeeignet.
Notwendig ist auch hier eine sachliche und von
ideologischen Vorbindungen freie Debatte.

Dabei sollte schon sprachlich auf eine saubere
und korrekte Darstellung geachtet werden. Die
Flächen, die überplant werden sollen, werden
nicht aufgefressen oder komplett versiegelt,
sondern – das ist natürlich zutreffend – aus ihrer
bisherigen Nutzung herausgenommen und
 einer neuen Nutzung zugeführt, die – und auch
das stimmt selbstverständlich – regelmäßig mit
einer bestimmten Versiegelungsquote versehen
wird. Übrigens nicht immer: Denn zu der oben
angesprochenen Verbrauchsfläche zählen auch
die Grundstücke, die über die Eingriffsregelung
einer naturschutzfachlich höherwertigen Nut-
zung zugeführt werden. Und die Umnutzung
 einer bisher intensiv landwirtschaftlich genutz-
ten Fläche in ein locker bebautes Wohngebiet
muss nicht notwendig einen negativen Beitrag
zur Ökobilanz liefern. Jedenfalls ist aber das Bild
des Bürgermeisters, der von morgens bis abends
nur überlegt, wie er seine Gemeinde möglichst
zu hundert Prozent zubetonieren könnte, grund-
 falsch.

Flächeninanspruchnahme wird es im Übrigen
auch in Zukunft immer geben. Bayern ist ein
prosperierendes Land. Es fehlen – übrigens nicht
nur in den Ballungsräumen – Wohnungen vor
allem im erschwinglichen Bereich. Unser Wohl-
stand gründet auf der Schaffung von Arbeits-
plätzen, die nicht im luftleeren Raum entstehen,
sondern in Gewerbe- und Industriegebieten. Wir
wünschen uns eine optimale Betreuung und

Ausbildung unserer Kinder in Schulen und Kin-
dertagesstätten. Wir müssen mit weiter zuneh-
mendem Verkehr umgehen, was ohne Optimie-
rung unseres Straßen- und Schienennetzes
nicht denkbar ist. 

Kann hier die Lösung eine feste Flächenquote
sein? Wer soll das zur Verfügung stehende Kon-
tingent verteilen? Sollen nur die Gemeinden
wachsen dürfen, die schon jetzt unter  erheb -
lichem Siedlungsdruck stehen? Das kann vor
dem Hintergrund des Verfassungsgrundsatzes
gleichwertiger Lebens- und Arbeitsverhältnisse
nicht sein. Oder sollen gerade die Kommunen
gedeckelt werden, in denen es „boomt“? Wollen
wir also durch Verknappung von Bauland die
Preise in noch größere Höhen treiben? Oder
 sollen gar Flächenzertifikate in Umlauf gegeben
werden, so dass Gemeindeentwicklung gleich-
sam an der Börse gehandelt werden könnte?

Ob, wann und wie eine Flächeninanspruch nah-
me im Rahmen einer Bauleitplanung stattfindet,
muss auch weiterhin der grundsätzlichen Ent-
scheidung der Gemeinde vorbehalten sein. Nur
sie kennt wirklich alle relevanten Umstände und
Aspekte. Nur sie ist über die gewählten Stadt-
und Gemeinderäte demokratisch legitimiert.
Nur sie kann – selbstverständlich im Rahmen
des Abwägungsgebots und der landesplaneri-
schen Bindungen – verantwortlich festlegen,
was der richtige Weg für sie ist. 

Und wenn der Gesetzgeber in Bayern und im
Bund den Gemeinden die notwendigen Instru-
mente zur Verfügung stellen würde, um die frag-
los vorhandenen Innenentwicklungspotentiale
zu aktivieren, würde sich die Diskussion um den
Flächenverbrauch – zumindest auf der gemeind-
 lichen Ebene – schnell legen. Die neue Bundes-
regierung und bald auch eine neue Staatsregie-
rung haben die Chance dazu…
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Damit aus Träumen Realität wird, gilt
es, ein paar konkrete Forderungen an
Bund, Land und – ja, tatsächlich –
auch an uns selbst zu stellen. Die
Kommunen erwarten zu Recht von
der Bundespolitik in der neuen, so-
eben begonnenen Legislaturperiode
ein klares Bekenntnis zur Stärkung
der ländlichen Regionen, zur Nutzung
der Chancen der Digitalisierung und
zur Fortsetzung der Unterstützung
bei der Integration. 

Städte und Gemeinden besitzen auch
abseits der Ballungsräume immense
Potentiale. Die kommende  Bundes -
regierung – ganz gleich, wie sie aus-
sehen wird – muss sich eindeutig zur
Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse in ganz Deutschland be-
kennen und mehr dafür tun, dass die-
ses Ziel auch erreicht wird. 70 Prozent
der Menschen leben nicht in großen
Städten und der überwiegende Teil
der Wertschöpfung in Deutsch land
findet abseits der Ballungsräume statt.
Es muss daher in der neuen  Legis -
laturperiode gezielt in die Potentiale
und die wirtschaftliche Entwicklung
der ländlichen Regionen  investiert
werden. Kernvoraussetzungen für Le-
bens- und  Bleibeperspek tiven in den
Räumen sind: Leistungsstarke Breit-
bandversorgung, gute Infrastruktur,
finanzierbarer Wohnraum, breit ange-
legte Bildungs- und Betreuungsange-
bote, angemessene Finanzausstattung,
die Selbstverwaltung erst möglich
macht, und eine ausreichende ge-
sundheitliche Versorgung. 

Die Politik hat sich bisher nahezu aus-
schließ lich auf die Ballungsräume

Dr. Uwe Brandl © BayGT

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

eine beliebte „Beruhigungsfor-
mel“, die gern bei Gesprächen
über die Unbill des täglichen
Lebens, den erodierenden Zu-
stand der Gesellschaft oder ganz
allgemein hinsichtlich der eige-
nen Lebenssituation verwendet wird,
ist „alles wird gut“. Zum Jahreswech-
sel ist man geneigt, diesen Spruch
auch für die kommunalen Themen zu
verwenden. Gleichwertige Lebensver-
hältnisse in Ballungsräumen und länd-
 lichen Regionen werden geschaffen,
Einnahmen und Ausgaben der Kom-
munen stehen in einem ausgegliche-
nen Verhältnis, die Energiewende ist
geschafft, die Digitalisierung der Ge-
sellschaft führt zu einem immer leich-
teren Leben für alle – und alle sind zu-
frieden. Alles wird gut. 

Spinnt der Brandl jetzt? Nein, ich habe
nur „laut“ nachgedacht und ein paar
„nette“ Wunschvorstellungen artiku-
liert. Träumen wird ja noch erlaubt
sein …

konzentriert. Die Schaffung
gleichwertiger Lebens- und Ar-
beitsbedingungen im ganzen
Land darf nicht zur Floskel ver-
kommen. Sie ist die Grundvor-
aussetzung für ein funktionie-
rendes, demokratisches Gemein-

 wesen. Deshalb muss die künftige
Bundesregierung im eigenen Interes-
se mit Nachdruck dafür sorgen, dass
den Versprechen endlich Taten folgen.

„Frau Merkel hat mich eingeladen.“
Solche oder ähnliche Aussagen von
Flüchtlingen und Asylbewerbern ha-
ben bei vielen Bürgern zumindest Stirn-
 runzeln, oft aber auch Ängste hervor-
gerufen. Sichtbar wurde der Unmut
über die praktizierte Asylpolitik der
Bundeskanzlerin durch das Ergebnis
der Bundestagswahl im Herbst 2017. 

Wenn es tatsächlich so wäre, dass die
Kanzlerin Millionen von Flüchtlingen
nach Deutschland eingeladen hätte,
dann könnte man ohne weiteres
 sagen: Es ist konsequenter Weise der
Bund, der sich um die Unterbringung
und die Integration der Flüchtlinge
kümmern muss. Die Realität sieht
 indes anders aus: Die  Integrations -
arbeit leisten die Gemeinden und
Städte. Wer sonst? Die Integration von
Flüchtlingen mit Bleiberecht ist eine
Herausforderung, die Generationen
beschäftigen wird. Die Kommunen
sind dabei auf die Unterstützung von
Bund und Land angewiesen. Ich er-
warte massive Hilfestellungen, unter
anderem im Bereich der Sprachver-
mittlung, Kinderbetreuung und Wohn-
 raumversorgung. Nur dann, wenn
 Integration gelingt, ohne die berech-
tigten Belange der eigenen Bevölke-
rung zu vernachlässigen, wird alles
gut.

Man darf gespannt sein, was die
 Sondierungsgespräche in Berlin brin-
gen. Hoffentlich nicht weitere soziale



Wohltaten. Seien wir ehrlich: Wir le-
ben seit langem über unsere Verhält-
nisse. Die Steuerquellen sprudeln wie
noch nie, die Wirtschaft brummt und
die Mehrheit der Menschen, die in
Deutschland leben, haben das Gefühl,
dass es ihnen materiell recht gut geht.
Gleichzeitig haben sich die Sozialaus-
gaben in den letzten zwölf Jahren
 nahezu verdoppelt und die Politik
versucht die Erosion der Akzeptanz
durch immer neue Leistungsverspre-
chen zu stoppen. Kostenfreier Kinder-
garten, verbindliche Ganztagesbeschu-
 lungen, immer höhere Standards bei
der Betreuung u.v.m.  

Ich warne davor, die Kommunen durch
immer neue Versprechen zu überfor-
dern. Es ist falsch und vor allem unfair,
einen Rechtsanspruch auf Ganztags-
betreuung im Grundschulalter zu Las -
ten der Kommunen festzuschreiben.
Für einen flächendeckenden Ausbau
von Ganztagsschulen sind alleine bau-
 liche Investitionen in Höhe von rund
15 Milliarden Euro pro Jahr nötig.
 Zusätzlich wären rund 50.000 Lehr-
kräfte und pädagogische Fachkräfte
erforderlich. Dies verursacht jedes Jahr
Personalkosten in Höhe von 2,8  Mil -
liarden Euro bundesweit. Wer soll das
bezahlen? Die Kommunen? Wahn sinn!

Abgesehen von diesen finanziellen
Dimensionen: Der Bund sollte den
 Eltern nichts versprechen, was die
 Gemeinden und Städte auch bei bes -
tem Willen nicht einhalten können.
Woher den Grund für die notwendi-
gen baulichen Erweiterungen und die
zusätzlichen Fachkräfte nehmen? Voll-
 mundige Ankündigungen, die nicht
umgesetzt werden können, führen im
Ergebnis nur zur Politikverdrossenheit.
Sie tragen nicht zur Glaubwürdigkeit
von Spitzenpolitikern bei. Ich hoffe,
dass in einem wie auch immer gear-
teten Koalitionsvertrag nicht wieder
Ankündigungen stehen werden, die
auf dem Rücken der Kommunen um-
gesetzt werden sollen. Denn sonst
gilt: „Gar nix wird gut“.

Alles gut im Freistaat? Der abge-
schlossene Finanzausgleich ist gut.
Der Freistaat hat zusätzlich zum ge-
stiegenen Steueraufkommen 80 Mil-
lionen staatliche Haushaltsmittel bei-

gesteuert. Das ist sehr beachtlich.
Auch die strukturelle Einigung mit
dem Freistaat, wonach der Kfz-Steuer-
ersatzverbund nachhaltig um zwei
Prozent auf 54,5 Prozent erhöht wird,
ist ein schöner Erfolg. Das bringt uns
Mehreinnahmen von ca. 30 Millionen
Euro jährlich. 

Aber es gibt Baustellen, die mir ernste
Sorgen machen. Man muss kein Hell-
seher sein, die Straßenausbaubeiträ-
ge werden abgeschafft. Für viele Kom-
 munen bedeutet das spürbare Ein-
nahmeverluste. So  proble matisch
die se Abgabe in manchen Regionen
auch sein mag. Wir dürfen verbands-
politisch nicht verkennen, dass rund
60 Prozent der Kommunen mit die-
sem Thema eben kein  ernst zu neh -
mendes Problem haben. Ich  habe den
Eindruck, dass purer Wahlkampf-Po-
pulismus die Antriebsfeder für die
De batte um die Straßenausbaubeiträ-
ge ist. Schade. Das Aus für die Straßen-
ausbaubeiträge muss zwin gend an
 eine Kompensation der ausbleiben-
den Beiträge gekoppelt werden, denn
das bestehende kommunale Steuer-
aufkommen wird in vielen Fällen
nicht ausreichen, um die Einnahme-
verluste zu decken. Von einer soliden
und verantwortungsbewuss ten Poli-
tik erwarten wir belastbare und taug-
liche Lösungsvorschläge und nicht
blasse Parolen.

Niemand kennt den tatsächlichen
 Sanierungsbedarf bei den Straßen. Ist
der Freistaat bereit, künftig den kom-

pletten Aufwand der Straßensanie-
rungen zu finanzieren? Wo soll das
Geld herkommen? Hoffentlich nicht
aus den Mitteln des kommunalen
 Finanzausgleichs. Was den Kommu-
nen ohnehin zusteht, kann nicht wie
eine „wundersame Geldvermehrung“
umgeschichtet werden. Wie soll das
alles funktionieren, wenn die Steuer-
einnahmen einmal nicht mehr so
sprudeln? 

Der Freistaat wird „frisches“ Geld für
die Sanierung kaputter Gemeinde-
straßen zur Verfügung stellen müs-
sen. Die Höhe des notwendigen Be-
trags ist zu ermitteln, ein gerechter
Verteilungsschlüssel muss gefunden
werden und schlussendlich auch eine
Übergangsregelung für die Gemein-
den, die in laufenden Verfahren
stecken. Das Thema wird uns – fürch-
te ich – das ganze Jahr 2018 beschäf-
tigen. 

Ein weiterer, dem anstehenden Land-
tagswahlkampf geschuldeter  „Auf -
reger“: Der angebliche Flächenfraß,
den Bayerns Gemeinden und Städte
tagtäglich fördern. Stimmt das denn
wirklich, was da so plakativ behauptet
wird? Verschwinden wirklich jeden
Tag fußballfeldgroße Naturflächen
unter Beton? Ich habe da große
 Zweifel. 

Natürlich sind riesige Lagerhallen von
Logistikunternehmen links und rechts
der Autobahn kein schöner Anblick.
Aber wenn die Wirtschaft florieren
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und Arbeitsplätze geschaffen und ge-
halten werden sollen, müssen die
 einen oder anderen Standorte durch
neue Gewerbeflächen ausgebaut wer-
 den. Wer sich für das angestrebte
Volksbegehren stark macht, der will
kein Bayern mit gleichen Lebens- und
Arbeitsbedingungen, der will ein
 weiteres Wachsen der Ballungsräume
zu Lasten der ländlichen Räume! Es
hilft nichts, davor die Augen zu ver-
schließen. 

Ein wirtschaftlich weiter prosperie-
rendes Bayern braucht kein  Volks -
begehren. Ein zukunftsfähiges und
gleich berechtigtes Bayern braucht
nur gelebte Selbstverwaltung und
verantwortungsbewusste Mandats -
träger. Die haben wir! Die beabsich-
tigte Festschreibung eines Flächen-
verbrauchs auf durchschnittlich fünf
Hektar pro Tag ist nicht nur politische
Augenwischerei, sondern in der Praxis
schlicht undurchführbar und darüber
hinaus verfassungswidrig. Wer die
kommunale Selbstverwaltung und Pla-
 nungshoheit durch derartige Ansätze
attackiert, zeigt, welche Wertschät-
zung er einem politisch stabilen Sys -
tem und den gewählten Repräsen-
tanten entgegenbringt.

Wir dürfen uns auf ein spannendes
Jahr 2018 freuen, das neben den an-
gesprochenen Themen noch einige
Überraschungen bereithält. Sie dür-
fen sicher sein: Als Präsident des
Bayerischen Gemeindetags und als

Präsident des Deutschen Städte- und
Gemeindebunds werde ich alle Ener-
gie darauf verwenden, dass es am
 Ende des Jahres bezogen auf die
kommunalen Themen heißt: „Es ist
vieles gut“!

Mit herzlichem kollegialem Gruß, 

Dr. Uwe Brandl
Präsident
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unserer Lebens- und Arbeitswelt den
Schulen zu. Hier sitzen die jungen
Menschen, die wir für die bereits be-
gonnene Zukunft fit machen müssen.
Neben Lesen, Rechnen und Schreiben
wird der Umgang mit digitalen  Me -
dien zur vierten Kulturtechnik. Die
Vermittlung von Medienkompetenz
ist daher heute schon eine zentrale
Aufgabe für die Schule. Grundlagen
hierfür sollten aber schon bereits im
Vorschulalter geschaffen werden (Hin -
weis: von 2018 bis 2020 werden an
bis zu 100 Kindertageseinrichtungen
in Begleitung des Instituts für Früh-
pädagogik modellhaft tragfähige Kon-
 zepte und praxisnahe Materialien für

Früh übt sich … © Dickimatz/pixelio

Die Digitalisierung verändert in
rasantem Tempo unsere  bis -
herige Lebenswelt. Kommuni-
ka tion, Information und techno-
logische Unterstützung haben
einen gravierenden Einfluss auf
unsere Arbeitswelt und auch auf
unsere ganz persönliche Lebenswei-
se. Die Karten in Forschung, Wissens-
vermittlung und Interaktion werden
völlig neu gemischt. Künstliche Intelli-
genz, Algorithmen und automatisier-
te Fähigkeiten beginnen heute schon
den Arbeitsmarkt zu revolutionieren.
Die Apples, Facebooks und Googles
dieser Welt sind schon längst aus
ihren Startlöchern und gestalten eine
neue Welt. In diesem globalen Wett-
bewerb kann sich niemand mehr auf
seinen bisherigen Vorsprung und den
damit erworbenen Wohlstand  ver -
lassen.

Eine ganz besondere Verantwortung
kommt bei dieser Revolutionierung

digital gestützte Bildungs- und
Arbeitsprozesse in Kitas ergeb-
nisoffen entwickelt). Aber auch
die Lernwelt ist mitten in einem
Umbruch. Durch den Einsatz
neuer Technologien ist eine ganz
neue Form der Wissensvermitt-
lung möglich. 

Mit dem Masterplan Bayern Digital II
hat das Kabinett am 30.05.2017 einen
10-Punkte-Plan verabschiedet, der für
die kommenden fünf Jahre ein Inves -
titionsprogramm von insgesamt drei
Milliarden Euro vorsieht. Diese Gelder
sollen in die digitale Bildung in Schu-
le, Hochschule und Kultur fließen. Mit
einem staatlichen Förderprogramm,
das auf mehrere Jahre ausgerichtet
ist, will man die schulische Infrastruk-
tur, die Breitbandanbindung und die
schulische Systembetreuung voran-
bringen. Informatik/Informationstech -
nologie soll Pflichtfach an allen Mit-
telschulen, Realschulen und Gymna-
sien werden. In einem Schreiben vom
05.07.2017 an alle bayerische Schulen
fordert der zuständige Staatsminister
Dr. Ludwig Spaenle die Schulleitun-
gen auf, entsprechende Medienkon-
zepte vor Ort zu erstellen.  „Digitali -
sierung kann ihr Potential an unseren
Schulen aber nur dann entfalten,
wenn sie im Rahmen von Schulent-
wicklung aktiv von der ganzen Schul-
familie gestaltet wird und dieser
 Prozess in ein schulisches Medien-
konzept mündet. Die Erarbeitung der-
artiger Medienentwicklungspläne wird
daher auch als wichtige und notwen-
dige Voraussetzung für die im Master-
plan Bayern Digital II geplanten För-
dermaßnahmen angesehen,“ so der
Minister weiter. Das Strickmuster ist
deutlich erkennbar. Schule und Schul -

* Vortrag „Digitale Bildung – die nächste Generation fit
machen“, 4. Zukunftskongress Bayern, 01.02.2018 in
München



aufwandsträger sollen sagen, was sie
brauchen, und der Staat fördert dann.
Eine bildungspolitisch bedenkliche
Entwicklung, die seit Einführung des
Konnexitätsprinzips immer wieder er-
kennbar ist. Zuerst die Inklusion, dann
die Ganztagsschule und nunmehr die
digitale Schule. Der Staat zieht sich
aus seinem in der Verfassung veran-
kerten Bildungs- und Erziehungsauf-
trag weitgehend zurück und  über  lässt
den kommunalen Schulaufwands trä-
gern die Verantwortung. So wird die
Konnexität ausgehebelt. Aber Bildungs-
 gerechtigkeit sieht anders aus und
darf nicht abhängig sein von der je-
weiligen Finanzkraft einer Kommune.

Mit welchen Zuschüssen und für wel-
che Investitionen dürfen die Schul -
aufwandsträger denn überhaupt rech-
 nen? So ganz klar ist das noch nicht.
Für den Nachtragshaushalt 2018, der
jetzt Anfang des Jahres verabschiedet
wird, sollen 50,6 Millionen sowie eine
Verpflichtungsermächtigung in Höhe
von 158,5 Millionen Euro  bereit -
gestellt werden. Im Doppelhaushalt
2019/2020 soll ein weiteres Förder-
programm für die Kommunen „in
 einem mittleren dreistelligen Millio-
nenbetrag“ aufgelegt werden.  Prä -
ziser geht es offenbar nicht. Die Kom-
munen werden allerdings ganz ande-
re Beträge zu stemmen haben. Die
Bertelsmann-Stiftung hat kürzlich in
einer von ihr in Auftrag gegebenen
Studie ermitteln lassen, dass die 
IT-Ausgaben für Grundschüler bei
260 Euro und für Schüler an weiter-
führenden Schulen bei 400 Euro und
Jahr liegen. Die Breitbandanbindung
für die letzte Strecke in die Schulen ist
in dieser Kalkulation nicht berück-
sichtigt. Für die bayerischen Schulauf-
wandsträger würde dies demnach
 eine Investition in Höhe von 1,8  Mil -
liarden Euro in den kommenden drei
Jahren bedeuten. Hinzu kommen der
laufende Betrieb und die Systembe-
treuung. Der Freistaat verweist an der
Stelle gerne noch auf die zu erwar-
tenden Bundesmilliarden. Fünf  Mil -
liarden hat die zuständige Bildungs-
ministerin vor der Bundestagswahl in
Aussicht gestellt. Das würde für
 Bayern immerhin 750 Millionen Euro

bedeuten. Ob allerdings tatsächlich
Bundesmittel – und in welcher
Höhe – in die Digitalisierung der
Schulen fließen, entscheidet sich erst
nach der Bildung einer neuen Bun-
desregierung. 

Ein bayerisches Förderprogramm kann
erst nach der Verabschiedung des
Nachtragshaushalts aufgelegt werden.
Im Vorfeld sind die kommunalen Spit-
zenverbände vom Kultusministerium
um Darlegung ihrer Vorstellungen
gebeten worden. Eine doch etwas
 ungewöhnliche Vorgehensweise, da
sich die kommunalen Schulaufwands -
träger eine völlig andere Vorgehens-
weise erwünschen. Dies brachten der
Gemeindetag, Städtetag, Landkreis-
tag und Bezirketag in einem gemein-
samen Schreiben vom 21.11.2017 an
Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle
zum Ausdruck: „Wir bekräftigen  un -
sere Forderung, dass im Rahmen der
Umsetzung des Masterplans Bayern
Digital II unter Beteiligung der kom-
munalen Spitzenverbände ein Ge-
samtkonzept zur IT-Ausstattung der
Schulen erstellt werden muss, wobei
vorab vom Freistaat die Zielvorgaben,
der Zeitplan und die zu erreichenden
Standards für dessen Umsetzung zu
formulieren sind. Ferner müssen die
Lehrkräfte zur Anwendung der IT im
Unterricht befähigt und eine Abschät-
 zung der Gesamtkosten für Staat und
Kommunen erstellt werden.“ So sieht
eine erfolgsversprechende Projekt-
planung und Projektdurchführung
aus.

Wir fangen ja nicht bei null an. Es hat
sich schon etwas bewegt. Allerdings
sehr langsam. Derzeit gibt es an
 Bayerns Schulen 382.000 Rechner,
über 77.000 Notebooks und 16.000
schuleigene Tablets. An Modellschu-
len werden Konzepte einer digitalen
Schule bereits erprobt. In einer von
der Vereinigung der bayerischen Wirt-
 schaft (vbw) in Auftrag gegebenen
Studie (Digitale Bildung an bayeri-
schen Schulen – Infrastruktur, Kon-
zepte, Lehrerbildung und Unterricht,
erstellt von Michael Sailer, Julia Mur-
böck und Frank Fischer, November
2017, ) kommt
der Lehrstuhl für Empirische  Päda -

gogik und Pädagogische Psychologie
der Ludwig-Maximilians-Universität
München zu dem Ergebnis, dass es an
den in die Befragung einbezogenen
Schulen eine Basisausstattung mit
 digitalen Medien gibt, aber ein Ver-
besserungsbedarf bei der Leistungs-
fähigkeit des Internetzugangs und bei
der Ausstattung mit mobilen Geräten
für die Schülerinnen und Schüler ge-
sehen wird. Auch die Unterstützung
durch technische und medienpä da -
gogische Fachkräfte in der Breite
stünden noch nicht in ausreichen-
dem Maß zur Verfügung. Es dominie-
ren digital gestützte Präsentationen
und Demonstrationen. Die Verfasser
der vbw-Studie sehen u.a. noch fol-
gende Herausforderungen:

1. Bessere Ausstattung für eine quali-
tativ höherwertige Verwendung
digitaler Medien. Ein leistungsfähi-
ger Internetzugang und mobile
Geräte für die Schülerinnen und
Schüler, die auch konstruktive und
interaktive Lernaktivitäten gut un-
terstützen können.

2. Technische und  medienpädagogi -
sche Unterstützung flächendeckend
ausbauen.

3. Entwicklung von Medienkonzep-
ten, in denen auch die Qualität des
Medieneinsatzes verankert ist.

4. Systematische Verankerung von
Medienkompetenzen der Schüle-
rinnen und Schüler in den  Lehr -
plänen

5. Mediendidaktische Lehrkompe-
tenzen.

Fazit

Die Hausaufgaben für Schule, Staat
und Kommunen sind klar benannt.
Die Zeit rast davon. Der Wettbewerb
macht vor niemandem halt. Es bedarf
klarer staatlicher Vorgaben: Wohin
wollen wir? Wie sieht der Zeitplan
aus?  Wer ist für was zuständig? Über
welche Kosten reden wir? Wer zahlt
was? Um die Beantwortung all dieser
Fragen wird sich herumgedrückt. Das
Ergebnis ist ein völlig heterogenes
Bild digitaler Schulen. In diesem Zu-
sammenhang sind die gesetzlichen
Rahmenbedingungen kritisch zu be-
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leuchten und auch anzupassen. Noch
immer fallen im Kultusministerium
Sätze wie: Warum soll sich durch die
Digitalisierung an den schulrechtlichen
Vorgaben etwas ändern? Ja ganz ein-
fach: Weil wir heute nicht mehr über
Kreide und Tafel für einige hundert

Euro im Jahr reden, sondern über Ver-
netzung, Hardware und Systembe-
treuung für Millionen Euro. Und weil
sich die schulische Welt so stark ver-
ändert, müssen sich auch die schul-
rechtlichen Vorgaben ändern. Mini-
mal digital ist vielleicht aus staatlicher

finanzpolitischer Sicht optimal, aus
bildungspolitischer Sicht allerdings
fatal.
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Der immer größer werdende ganztägige Bildungs- und Betreuungsbedarf hat längst die Grundschule erreicht. Die
 Buchungszeiten von Kindern im letzten Kindergartenjahr liegen derzeit im Schnitt zwischen sechs und sieben Stunden
am Tag. Tendenz steigend. Daher überrascht es nicht, wenn Kinder und deren Eltern nach der Sommerpause und der
Einschulung einen zeitlich gleich langen Bedarf in der Schule reklamieren. Der Freistaat hat sich lange genug  weg -
geduckt und den Kommunen dieses bildungs- und gesellschaftspolitische Tätigkeitsfeld alleine überlassen. Das  Er -
gebnis war und ist eine flächendeckende Angebotsform im Rahmen der Mittags- bzw. verlängerten  Nachmittags -
betreuung. Erst vor wenigen Jahren wurde auf Druck der kommunalen Spitzenverbände mit der Einführung der gebun-
denen und offenen Ganztagsschulen die Angebotspalette in staatlicher Verantwortung erweitert.

Aus einer Antwort der Staatsregierung auf eine entsprechende Anfrage aus dem Landtag (LT-Drs. 17/18040 vom
17.11.2017) sind die aktuellen Zahlen (Stand 31.12.2016) zu entnehmen:

Demnach besuchen 88.754 Schüler eine über das Bayerische Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG) geför-
derte Einrichtung, darunter 50.296 einen Hort. Die Übrigen werden in altersgeöffneten Kitas, in Häuser für Kinder oder
bei Tagespflegepersonen betreut. Eine offene Ganztagsschule besuchen 20.335 Schüler und eine gebundene Ganz-
tagsschule 26.631. Stark nachgefragt sind die Mittagsbetreuung mit 38.980 sowie die verlängerte  Nachmittagsbe -
treuung mit 45.250 Schülern.  Damit werden insgesamt 219.958 Grundschulkinder nachmittags betreut, das entspricht
53,1 Prozent aller Schüler in diesen Jahrgangsstufen. Vor zehn Jahren lag die Betreuungsquote noch bei gut 20 Prozent.
Daher kann man wohl prognostizieren, dass wir in einigen Jahren eine Betreuungsquote von 80 Prozent haben werden.
Eine Entwicklung, die wir bereits aus dem Vorschulbereich kennen. Hinzu kommt, dass auch die Zeitfenster für die
 Bildungs- und Betreuungsangebote immer länger werden.

Es war nur eine Frage der Zeit, bis sich die Bundes- und die Landespolitik dieses Themas verstärkt annehmen und unter
dem Eindruck der letzten Bundestagswahl und angesichts der bevorstehenden Landtagswahl in Bayern einen Rechts-
anspruch auf einen Ganztagsplatz für die Grundschüler einfordern. In diesen Chor stimmen nunmehr fast alle Parteien
ein, auch diejenigen, die Ganztagsschule vor einigen Jahren noch als Teufelszeug betrachteten. Doch wer dachte, dass
damit der Ausbau der Ganztagsschule gemeint sein könnte, der irrte gewaltig. Da hätten ja nun die Länder tätig werden
und letztendlich auch zahlen müssen. Und die Vorstellung, dass der Freistaat in einem Wahljahr mit Lehrerverbänden
über die Verlängerung von Präsenzzeiten in der Schule verhandelt, die ist einfach putzig.

Daher kam es, wie es kommen musste. Die Koalitionäre in Berlin verständigten sich darauf, dass dieser Rechtsanspruch
auf einen ganztägigen Bildungs- und Betreuungsplatz für Schulkinder über das achte Sozialgesetzbuch (SGB VIII) zu
normieren sei. Das ist das Kinder- und Jugendhilfegesetz, für dessen Umsetzung schließlich die Kommunen zuständig
sind. So wird also nach der Einführung des Rechtsanspruchs für Kindergartenkinder (1996) und für Krippenkinder
(2013) künftig eben auch ein Rechtsanspruch für Grundschulkinder kommen. Der Bayerische Gemeindetag weist seit
geraumer Zeit – wie die anderen kommunalen Spitzenverbände – mit Nachdruck darauf hin, dass angesichts eines
 leergefegten Arbeitsmarktes für das hierfür notwendige Fachpersonal, der vielerorts fehlenden Räumlichkeiten und
schließlich der finanziellen Engpässe diese beabsichtigte neue rechtlich verpflichtende Aufgabe nicht flächendeckend
erfüllt werden kann und daher mit einer Klagewelle zu rechnen sei. Leere Versprechungen stärken übrigens auch nicht
das Vertrauen der Bevölkerung in die Politik.

Zeitgleich denken die ersten Bundes- und Landespolitiker über gebührenfreie Kindertageseinrichtungen laut nach. 
All inclusive zum Nulltarif. Das ist auch nur eine Frage der Zeit, bis diese Welle alle Parteien erfasst. Und von der Abschaf-
fung der Straßenausbaubeiträge, über kostenlose Bildungs- und Betreuungsangebote gerne rund um die Uhr ist es nur
noch ein kleiner Schritt bis zum Wegfall der allgemeinen Steuerpflicht. Willkommen im Schlaraffenland. 
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beispiel gezeigt wird. Ein Eh da-Pro-
jekt besteht aus verschiedenen Pha-
sen, bei denen Planung und Kommu-
nikation Kernelemente sind.

1. Einleitung 

Der Rückgang biologischer Vielfalt in
Agrarlandschaften ist bei vielen Orga-
nismen belegt und aus ökologischen
wie ökonomischen Gründen kritisch
zu bewerten (z.B. UBA 2015). Der Er-
halt der Biodiversität ist Kernthema
des Naturschutzes und hat wichtige
ökonomische Implikationen, z.B. Sta-
bilisierung eines leistungsfähigen
 Naturhaushalts mit „ökologischen
Dienstleistungen“. Dies erscheint tri-
vial und allgemein anerkannt, keines-
wegs trivial ist die Antwort auf die
Frage, was denn zu tun sei, um den

Gräserdominierte und strukturarme Eh da-Fläche im Ausgangszustand © RIP AgroScience

Zusammenfassung

In offenen Agrarlandschaften und
im Siedlungsbereich gibt es eine
Vielzahl von Flächen, die für eine
ökologische Optimierung ge-
eignet sind. Für die Summe der
weg- und straßenbegleitenden
Flächen, Bahn- und Gewässer-
dämme, Verkehrsinseln und unter-
schiedlichsten Gemeindegrünflächen
wurde der Begriff „Eh da-Flächen“ ge-
wählt. Nach Geodatenanalysen ma-
chen diese Flächen einen bedeuten-
den Anteil innerhalb deutscher Land-
schaften mit klaren regionalen Unter-
schieden aus. Angesichts steigenden
Flächenbedarfs seitens Landwirtschaft,
Siedlungsbau und Naturschutz emp-
fiehlt sich, diesen Flächen verstärkt
Beachtung zukommen zu lassen, und
zwar nicht nur als Einzelflächen, son-
dern insbesondere im Biotopverbund.
Für aktuelle „Eh da-Projekte“ wurden
Bienen als Schutzziele verwendet, die
Nistmöglichkeiten und Nahrungsquel-
 len benötigen. Für die Durchführung
empfiehlt sich u. a. die Gemeinde-
oder Kreisebene, wie an einem Fall-

Verlust biologischer Vielfalt auf-
zuhalten und wenn möglich so-
gar umzukehren (z.B. HEIßEN-
HUBER et al. 2015). Konzeptio-
nelle und politische Fragen,
über die keineswegs Konsens
besteht, spielen hier eine zen-
trale Rolle: Kann auf Produk-

tivität zu Gunsten des Erhalts von bio-
logischer Vielfalt verzichtet werden?
Lassen sich hohe Produktivität und
der Schutz biologischer Vielfalt ver-
einbaren? Sind traditionelle oder his -
torische Bewirtschaftungsweisen ein
Weg in die Zukunft?

Das Eh da-Konzept ist unabhängig
davon, welche Position man zu diesen
„großen Fragen“ vertritt. Es ist hand-
lungsorientiert und geht davon aus,
dass der Erhalt biologischer Vielfalt
untrennbar mit dem Vorhandensein
von Flächen und einem gezielten
Flächenmanagement verbunden ist.
Und „Fläche“ ist ein Gut, um das der-
zeit sowohl global wie auch in vielen
Regionen Deutschlands Konkurrenz
herrscht – Siedlungsbau, Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Naturschutz
und Tourismus beanspruchen Fläche.
Das Eh da-Konzept greift hier ein. Es
zielt darauf, vorhandene Flächenres-
sourcen in offenen Agrarlandschaften
und im Siedlungsbereich in einem
 integrierten Kontext für ökologische
Optimierung verstärkt zu nutzen. Die-
ser Ansatz ist keineswegs grundsätz-
lich neu (z.B. JEDICKE 1994), aber
 angesichts der angesprochenen Ak-
tualität des Themas „Flächenkonkur-
renz“ zunehmend bedeutsam. Das Eh
da-Konzept ist 2015 deshalb auch in
der Biodiversitätsstrategie für Rhein-
land-Pfalz aufgenommen worden.

2. Prinzipien des Eh da-Konzepts

„Eh da“ ist ein salopper süddeutscher
Ausdruck – etwas, das ohnehin vor-



handen ist, ohne dass eine konkrete
Aufgabe zugeteilt wäre. Was sind
demnach Eh da-Flächen im hier ver-
wendeten Sinn?

Eh da-Flächen sind Offenlandflä -
chen in Agrarlandschaften mit ihren
Siedlungsbereichen, die weder einer
landwirtschaftlichen Nutzung noch
einer gezielten naturschutzfachli-
chen Pflege unterliegen. 

Solche Flächen gibt es fast überall.
Straßenböschungen, Verkehrsinseln,
Bahndämme, Wegränder, gemeinde-
eigene Grünflächen sind Beispiele.
Die meisten Eh da-Flächen verlaufen
longitudinal – vor allem infrastruktur-
begleitende Säume bzw. Flächen –,
manche sind kompakt. Der häufig
verwendete Begriff „Kleinflächen“ ist
insofern nicht passend, als die Flä -
chen bzw. Saumstrukturen zwar häu-
fig schmaler als lang sind, insgesamt
aber große Flächenanteile einnehmen
können (DEUBERT et al. 2014). Typi-
sche Eh da-Flächen werden zwar nicht
gezielt ökonomisch beansprucht, sind
aber keineswegs frei von Funktionen
wie z.B. Erosionsschutz bei verkehrs-
wegbegleitenden Flächen. Entgehen
diese Flächen vielleicht unserer Auf-
merksamkeit, weil wir sie wegen ihrer
Omnipräsenz selbstverständlich als
Teil von Landschafts- und Ortsbildern
wahrnehmen?

Das Eh da-Konzept zielt nicht primär
auf Einzelflächen, sondern auf die Ge-
samtheit der Flächen in einer regio-
nalen Einheit, z.B. in einer Gemeinde,
die im Verbund betrachtet werden.
Die Berücksichtigung der räumlichen
Vernetzung verschiedener Lebens-
raumtypen ist ein Kernelement des
Konzepts. Ein weiterer wesentlicher
Aspekt ist, dass Eh da-Projekte sowohl
isoliert (d.h. ausschließlich bezogen
auf Eh da-Flächen) wie auch integriert
(d.h. eingebunden in übergeordnete
Landschafts- und Biotopverbundpro-
jekte) durchgeführt werden können.
Damit hat das Eh da-Konzept im hier
vorgestellten Sinn den Anspruch, über
raumzeitlich isolierte Maßnahmen hi -
nauszugehen, wie etwa die Anlage
 einer blütenreichen Wiese oder den
Fortpflanzungsbiotop einer bestimm-
ten Tierart.

Eh da-Projekte basieren auf  freiwil -
liger Beteiligung. Sie sind nicht an
recht liche Vorgaben gebunden, son-
dern an eingängige und anerkannte
ökologische und ökonomische  Fak -
toren: am Beispiel des Schutzziels
„Bienen“ etwa an die ökologische und
ökonomische Bedeutung der Blüten-
bestäubung ebenso wie die Notwen-
digkeit des Schutzes vieler  rückläu -
figer Wildbienenarten. 

Um einem möglichen Missverständ-
nis vorzubeugen: Eh da-Projekte sind
nicht als Ersatz für Naturschutzkon-
zepte gedacht. Sie können eine wich-
tige Ergänzung sein, indem sie vor-
handene Lebensräume (u.a. Gärten,
Naturschutzgebiete) verbinden oder
zusätzliche Ressourcen bieten, die bis-
 her nicht oder ungenügend vorhan-
den sind.

3. Geodatenbasierte Landschafts-
analysen

Hier wird die Bedeutung von Geogra-
phischen Informationssystemen (GIS)
für die Detektion von Eh da-Flächen
und als Planungsinstrument für die
konkrete Projektebene dargelegt.

Mit der Verwendung von digitalen
Luftbild-, Gelände-, Landnutzungs- und

Katasterdaten und GIS als Analyse-
werkzeug können potenzielle Eh da-
Flächen teilautomatisiert detektiert,
lokalisiert und quantifiziert werden.
Die unerlässlichen Vor-Ort-Begehun-
gen lassen sich so gezielt planen.
 Darüber hinaus ließen sich mit wei-
terführenden Geodatenanalysen qua-
 litative Aussagen über die Flächenbe-
schaffenheit treffen, beispielsweise
Hangneigung, Feuchtegrad oder Grad
der Verinselung bzw. Vernetzung. 

Die Integration der erhobenen Geo-
daten in bestehende Infrastrukturen,
insbesondere in kommunale GIS-An-
wendungen, ermöglicht eine  trans -
parente Dokumentation für die Pro-
jektplanung. Auf der Basis der Geoda-
ten wurden in mehreren Kommunen
interaktive WebGIS-Anwendungen für
stationäre oder mobile Endgeräte zur
Koordinierung und Bürgerbeteiligung
eingerichtet, die per Internet-Adresse
abgerufen werden können. Es kann
damit eine Plattform (intern oder
 öffentlich) bereitgestellt werden, die
beispielsweise von involvierten Eh da-
Akteuren editiert oder von interes-
sierten Bürgern eingesehen werden
kann.
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Anstoß von Eh da-Projekten v.a. durch interessierte Bürger, Verbände
oder Lokalpolitiker

• Dokumentation von Eh da-Potenzialflächen gemäß Definition auf
 lokaler Ebene (z.B. Gemeinde) mit kartografischen Anwendungen
(GIS) und Geodaten (Katasterdaten, Luftbilder etc.)

• Auswahl von Eh da-Flächen für ökologische Aufwertungsmaßnah-
men in Abstimmung mit lokalen Akteuren (z.B. Flächeneigner,
 Behörden, Verbände), bevorzugt im oder über den Gemeinderat

• Aufwertungsmaßnahmen in Bezug auf das Schutzziel entwickeln, 
bei Wildbienen Bruthabitate (Rohbodenbiotope, Alt- und Biotopholz,
Lesesteinhaufen, Trockenmauern) und Trachthabitate (v.a.  blüten -
reiche Flächen) in räumlicher Nähe zueinander

• Koordination vor Ort mit Projektplan: „Wer macht wann was?“

• Projektbegleitung durch einen „Kümmerer“ vor Ort

• Kommunikation vor Ort (z.B. Veranstaltungen, Amtsblatt, Webseite)

• Erfolgskontrolle der Aufwertungsmaßnahmen durch  Monitoring -
programme



Das Eh da-Flächenpotenzial Deutsch-
lands wurde von DEUBERT et al. 2014
auf Basis amtlicher Geodaten für 7
Untersuchungsgebiete innerhalb un-
terschiedlich strukturierter Land-
schaftstypen untersucht. Dabei wur-
de eine teilautomatisierte Prozessket-
te entwickelt, mit der i.d.R. in öffentli-
cher Hand liegende Flächen aus dem
amtlichen Liegenschaftskatasterin-
formationssystem (ALKIS) herausge-
griffen und mit aus Infrarotluftbildern
gewonnenen Vegetationsinformatio-
nen verschnitten werden. Damit kön-
nen die versiegelten Flächenanteile
exkludiert werden. Denn viele rele-
vante Flächen aus ALKIS enthalten
versiegelte Flächenanteile (beispiels-
weise umfasst die ALKIS-Kategorie
„Straßenverkehr“ den Straßenkörper
sowie benachbarte Saumstreifen, vgl.
Abb. 1). 

Auf Grundlage der aus der OpenStre-
etMap berechneten Verkehrswege-
dichte und der Landschaftstypenglie-
derung des Bundesamts für Natur-
schutz wurde eine Extrapolation auf
die Fläche Deutschlands zur Abschät-
zung des gesamten Eh da-Flächenpo-
tentials durchgeführt (vgl. Tab.). Das

Eh da-Flächenpotenzial von 10.221
km² hat einen Anteil von rund 3 Pro-
zent an der gesamten Bodenfläche
Deutschlands. Da rund ein Drittel
Deutschlands mit Wald bedeckt ist,
liegt der numerische Anteil des Eh da-
Potenzials (Eh da-Flächen sind defini-
tionsgemäß Offenland) auf der nicht
waldbedeckten Fläche mit ca. 4,4 Pro-
zent deutlich höher.

Diese Analyse des  Eh da-Fläche poten -
zials in Deutschland konnte in unter-
schiedlich strukturierten und genutz-
ten Landschaftsräumen durch Detail -
erhebungen bestätigt werden und
 ergibt zweierlei: Insgesamt ist das
 Potenzial für Flächen, auf denen Eh
da-Maßnahmen durchgeführt werden

können, hoch. Die Frage, ob Eh da-
Flächen einen relevanten Flächenan-
teil ausmachen, lässt sich – bei allen
Unschärfen, die ein inhärentes Ele-
ment der Flächenanalyse sind – klar
beantworten: Aus rein quantitativer
Sicht sind Eh da-Flächen ein beach-
tenswerter Flächenanteil. Außerdem
ist eine regional unterschiedliche Ver-
teilung festzustellen, was unter ande-
rem durch die Verkehrswegedichte,
die Reliefeigenschaften des Geländes
und die politisch und historisch ge-
prägte Landschaftsstruktur bedingt
ist und die Notwendigkeit lokaler Pla-
nung unterstreicht. 

4. Bienen als Schutzziele

Ein Eh da-Projekt bedarf der  Defini -
tion von Schutzzielen. Eh da-Flächen
sind vor allem für Organismen rele-
vant, die kleinräumige anthropogen
geprägte Lebensräume besiedeln, wie
auch für solche, für die Eh da-Flächen
Teillebensräume darstellen, z.B. für
wandernde Tierarten.

Wildbienen sind Indikatororganismen
für ein vielfältiges Ökosystem (z.B.
WESTRICH 2014). Wildbienenförde-
rung betrifft damit eine Vielfalt an
landschaftlichen Strukturen und Le-
bensräumen, die indirekt auch für
 andere Tier- und Pflanzenarten rele-
vant sind. Die Honigbiene gilt als un-
spezifischer Blütenbestäuber und be -
nötigt eine möglichst ganzjährige Blü-
 tenverfügbarkeit, die auch für andere
Blütenbestäuber von Bedeutung ist.

Derzeit durchgeführte Eh da-Projekte
fokussieren auf den Schutz von Bie-
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Abb. 1: Beispiel der geodatenbasierte Erfassungsmethode von Eh da-Flächen
(Geobasisdaten: LVermGeo RLP, Darstellung: RLP AgroScience)

Abb. 2: Vergleich des hochgerechneten Eh da-Flächenpotenzials in Deutschland
Quelle: DESTATIS 20141, RLP AgroScience2



nen. Viele Wildbienenarten sind stark
rückläufig (z.B. ZURBUCHEN & MÜL-
LER 2012). Während bei Honigbienen
die Reproduktion in den Händen der
Imkerei liegt und als flächenbezoge-
ner Mangelparameter vor allem die
„Trachtlücke“ im Sommer zu nennen
ist, d.h. Knappheit an Blütenpflanzen
nach den Blüteperioden von Raps
und Obst, sind die Biotopanforderun-
gen von Wildbienen weitaus  kom -
plexer. Viele Wildbienen – es gibt in
Deutschland ca. 560 Arten – haben
hochspezialisierte Anforderungen an
ihren Lebensraum oder ihre Nah-
rungsquellen (z.B. spezialisiert auf nur
eine Pflanzengruppe oder Art). Ge-
meinsam ist allen Wildbienen der Be-
darf an kombinierten Lebensräumen,
also der räumlichen Nähe von Nist-
möglichkeiten und Nahrungsquelle.
Nahrungsquellen sind in der Regel
blühende Wiesen, Blühstreifen und
Blühflächen, Nistmöglichkeiten meist
vegetationsarme sonnenexponierte
ebene und vertikale Rohbodenflä -
chen, Ruderalflächen, Busch- und Ge -
hölzsäume, Bäume (mit Alt- und Tot -
holzanteil), Biotopholz (einschließlich
Holzlagerstätten), Lesesteinhaufen und
alte Mauern. Bienenhotels können
bestimmte Wildbienenarten fördern.
Geringere Flugdistanzen zwischen dem
Nistplatz und den Nahrungsquellen
erlauben es den Wildbienen mehr
Nachwuchs in kürzerer Zeit zu  ver -
sorgen; als Planungsbasis wurde hier-
bei von einer Maximaldistanz von
300 m ausgegangen (z.B. PFIFFNER &
MÜLLER 2014). Bei der Honigbiene
wurden als Planungsbasis deutlich
höhere Sammelflugdistanzen (bis 3 km)
angenommen.

Begleitend zu der in Kapitel 3.2  er -
läuterten Studie zur Ermittlung des
Eh da-Potenzials wurde 2013 in den-
selben rheinland-pfälzischen Land-
schaftstypen eine Studie zur Relevanz
von Eh da-Flächen für Wildbienen
durchgeführt. Insgesamt wurden 195
Wildbienenarten (37 Prozent der in
RLP vorkommenden Arten) nachge-
wiesen (LÜCKMANN et al. 2014). Von
allen untersuchten Flächen wurde

 etwa jede Vierte (28 Prozent) als „sehr
gut“ oder „gut“ für Wildbienen  be -
wertet. Als Bewertungsbasis wurden
Gesamtartenzahlen, Vorkommen, Öko-
 logie der Arten sowie deren Lebens-
raum herangezogen. Insgesamt be-
stätigt die Studie die bekannte Präfe-
renz von Wildbienen für besonnte,
trockenwarme Lebensräume in klein-
strukturierten Umgebungen; windge-
schütztes, warmes Kleinklima; hohen
Anteil attraktiver Pollenquellen in den
Flächen oder in unmittelbarer Nähe;
Rohbodenbiotope, Totholz, trockene
vorjährige Stängel in der Umgebung,
wenig Beeinträchtigung durch an-
grenzende Nutzung oder Befahren
mit schweren Maschinen. Die Studie
belegt die Bedeutung von Eh da-Flä -
chen für Wildbienen und auch, dass
viele Flächen Aufwertungspotenzial
haben.

5. Implementierung von 
Eh da-Projekten

Die Durchführung von Eh da-Projek-
ten in größeren räumlichen Einheiten
(Gemeindeebene oder übergeordne-
te Verwaltungsebenen bzw. Gebiets-
körperschaften) bedarf eines koordi-
nierten Ablaufs (SCHMID-EGGER et al.
2015):

• Die Initiative für ein Eh da-Projekt
kann von unterschiedlichen Perso-
nen oder Personenkreisen ausge-
hen. Dies können ein oder wenige
Bürger einer Gemeinde sein, ein

Mitglied des Gemeinderats, der ört-
liche Imkerverein, ein Naturschutz-
verband oder der Bürgermeister.

• Der erste Schritt zur Projektimple-
mentierung sollte die Einbindung
entscheidungsbefugter kommuna-
ler Organe (v.a. Gemeinderat und
Bürgermeister) sein.

• Die Vorauswahl der Flächen mittels
Geodaten („Eh da-Potenzialflä chen“)
wird auf dieser Ebene und im Kon-
takt vor allem mit Flächeneignern
durchgeführt.

• Danach finden Begehungen zur
Fest legung geeigneter Maßnahmen-
 flächen aus der Gesamtheit der
 Potenzialflächen statt (u.a. mit Flä -
cheneigner, Fachexperten).

• Vor Projektbeginn muss in einem
Projektplan festgelegt werden, wel-
che Maßnahmen wo durchgeführt
werden, welche Personen oder Ins -
titutionen einbezogen werden, wie
sich die Zeitachse darstellt und wel-
che Ressourcen (Geld, Expertise)
nötig und vorhanden sind.

• Die Befolgung des Projektplans be-
darf üblicherweise eines für den
Gesamtablauf Zuständigen „Küm-
merer“ (eine Person oder Institution).

Kommunikation ist im Vorfeld und
Projektverlauf essentiell, weil eine Eh
da-Initiative das Aussehen von Flä -
chen in der Gemeinde ändert. Zur Er-
läuterung der Projektziele können
 Infotafeln (mit Verweis auf anspre-
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chende Webseiten, z.B. mit interakti-
ven Karten) und „Bienenhotels“ die-
nen, die Grundzüge der  Wildbienen -
ökologie darstellen und an denen
sich Bienen beobachten lassen. Wei-
tere Elemente der Kommunikation
sind Exkursionen, Vorträge oder Bei -
träge im örtlichen Amtsblatt. Für die
lokale Kommunikation empfehlen sich
nach den bisherigen Erfahrungen fol-
gende Themenschwerpunkte: 

• Bienen, auch Wildbienen (wie Hum-
meln), sind populäre Tiere („charis-
matic species“, z.B. FORTEL et al.
2014). Sie sind im eigenen Garten
zu sehen und machen viele Men-
schen neugierig. Auch wenn nicht
immer die Expertise vor Ort vor-
handen ist, um ein umfassendes lo-
kales Arteninventar zu erstellen, ist
vor Projektbeginn ein Bienenmoni-
toring empfehlenswert, auf dessen
Grundlage die Lebensweise ausge-
wählter Arten dargestellt werden
kann.

• Vielen Gemeinden kommt der Ge-
danke einer ökologischen Aufwer-
tung von Alltagsflächen entgegen.
Das haben Exponate zu Eh da-Flä -
chen auf der Landesgartenschau
Landau (LGS) 2015 gezeigt, was zur
Interessensbekundung von über 30
Gemeinden während der LGS ge-
führt hat.

• Die Frage nach Ressourcen stellt
sich vor jedem Projekt. Diese sind
vor allem Flächen, Geld und Zeit
(etwa die der lokalen Entscheidungs-
 träger, des durchführenden Bau-
hofs oder der beteiligten Experten).
Diese werden in einem Projektplan
(s. Kapitel 6) festgelegt.

• Es empfiehlt sich, auch kritische
Themen im Vorfeld anzusprechen:
Können Eh da-Flächen auch uner-
wünschte Tiere und Pflanzen för-
dern, z.B. Unkräuter oder Blattläuse,
die sich in Felder oder Gärten ver-
breiten können? Gibt es  Wider -
stände gegen „unordentliche“ Flä -
chen in der Gemeinde?

6. Fallstudie: Das Eh da-Projekt 
in Bornheim

Am Beispiel der Gemeinde Bornheim
bei Landau in der Pfalz wird hier ein

derzeit laufendes Eh da-Projekt skiz-
ziert. Voraussetzung dafür war „Grü-
nes Licht“ des Gemeinderats. Hier be-
stätigte sich eine Erfahrung, die an 
Eh da-Initiativen beteiligte Experten
regelmäßig machen: Das Konzept fin-
det schnell Zustimmung im Gemein-
derat. In mehreren Vor-Ort-Begehun-
gen mit Wildbienenexperten, Ge-
meindemitgliedern und Flächenbe-
sitzern wurden ortspezifische Maß-
nahmen zur Förderung der Wildbie-
nen festgelegt. Dabei wurde auf den
Erhalt der vorhandenen Nistmöglich-
keiten und Nahrungsquellen Wert ge-
legt, sowie ergänzende Maßnahmen
eingeplant. 

Wie erwähnt, wurde zu Projektbeginn
ein Projektplan erstellt. Dieser stützt
sich auf die geodatenbasierte Detek-
tion von Eh da-Potenzialflächen. In
Bornheim liegt ein über die gesamte
Gemarkung (340 ha) verteiltes Eh da-
Potenzial von 11 ha bzw. 3,2 Prozent
vor (DEUBERT & TRAPP 2015). Diese
Potenzialkarte diente als Grundlage
für die Auswahl der Maßnahmen-
flächen (vgl. Abb. 4).

Im Jahr 2014 wurde in Bornheim eine
Wildbienenerfassung auf 4 Standor-
ten durchgeführt, die auf Basis der
Potenzialkarte und Vor-Ort-Begehun-
gen ausgewählt wurden. Dabei wur-
den insgesamt 127 Wildbienenarten
nachgewiesen (LÜCKMANN & BUR-
GER 2014). Vor allem vertikale und
 horizontale vegetationsfreie oder -ar-
me Flächen waren von vielen Arten,
oft in individuenreichen Kolonien,
 besiedelt. Bei vielen neben den Nist-
möglichkeiten liegenden Nahrungs-
quelle handelt es sich ebenfalls um
Eh da-Flächen. Darauf aufbauend wur-
 de im Dialog mit allen Beteiligten ein
Maßnahmenkatalog als Kernelement
des Projektplans erstellt.  Er ist keines-
wegs das Maximum dessen, was auch
Sicht des Wildbienenschutzes  erst -
rebenswert oder auch grundsätzlich
machbar wäre, er stellt aber zusam-
men, was mit den vorhandenen Res-
sourcen und der Unterstützung der
Flächenbesitzer umzusetzen war –
das Prinzip der Freiwilligkeit ist, wie
erwähnt, ein Kernelement des Eh da-
Gedankens. 
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Die erweiterte Flächenanalyse mit GIS
(vgl. Abb. 5) visualisiert die vorhande-
nen Wildbienenhabitate (Brut- und
Trachthabitate mit potenziellen Sam-
melradien) der 4 ausgewählten Stand -
orte in Bornheim und veranschau-
licht, dass ein Eh da-Projekt nicht nur
Flächen betrifft, auf denen unmittel-
bar Maßnahmen durchgeführt wer-
den, sondern im Sinn des Konzepts
der kombinierten Lebensräume auch
Tracht- und Sammelbiotope im Ein-
zugsbereich der Maßnahmenflächen
berücksichtigt.

Rückblickend lässt sich die Frage nach
den aufgewendeten Ressourcen ein-
schätzen. Zeitintensiv waren gemein-
despezifische Planungen und örtliche
Flächenbegehungen. Das von Exper-
ten durchgeführte Wildbienenmoni-
toring (an mehreren übers Jahr ver-
teilten Terminen) war der höchste
 Kos tenanteil. Daneben verursachen
Neuanlagen wie Blühsaatmischun-
gen oder Bienenhotels Kosten: Mehr-
jähriges regional-zertifiziertes Saat-
gut ist ab 20 /kg (bei ca. 10 kg/ha)
erhältlich, geeignete Bienenhotels ab
300 . Nach der Aussage des  Orts -
bürgermeisters konnten die flächen -
spezifisch angepassten Maßnahmen
auf Eh da-Flächen des örtlichen Bau-
hofs in bestehende kommunale Grün-
 pflegepläne integriert werden und
Pflegemaßnahmen (z.B. abgestimmte
Staffelmahden) kostenneutral durch-
geführt werden. 

7. Diskussion

Sind Eh da-Flächen im hier definier-
ten Sinn eine unterschätzte Flächen-
kategorie, was ihre Potenziale zur
 Förderung der Biodiversität betrifft?
Eh da-Flächen haben relevante Ge-
samtanteile (bei deutlich regionalen
Unterschieden) an Agrarlandschaften
in Deutschland und stellen wichtige
vernetzende Strukturen in Landschaf-
ten dar. Dies spricht dafür, Eh da-
Flächen verstärkt Aufmerksamkeit zu
schenken. Das gilt bei der Durch-
führung eigenständiger Eh da-Projek-
te wie auch bei der Einbindung in
übergeordnete Landschafts- oder
Biotopplanungsprojekte.

Eh da-Projekte basieren auf Freiwillig-
keit. Warum sollte eine Kommune ein
Projekt durchführen, das keinen un-
mittelbar erkennbaren Nutzen für sie
hat, z.B. Anrechenbarkeit der Flächen
als Ausgleichsflächen, und bei dem
kein Rechtsanspruch für die  ökolo -
gische Aufwertung der Flächen be-
steht? Die bemerkenswerte – und
 keineswegs selbstverständliche – bis-
herige Erfahrung der Eh da-Initiative
ist, dass sich trotz dieses scheinbaren
Defizits viele Gemeinden beteiligen.
Dabei ist der Begriff des „Nutzens“
vielschichtig. Für Bienenschutz gibt es
nennenswerte Gründe: die ökologi-
sche Dienstleistung Blütenbestäu-
bung (für Landwirte und Gärtner), zu-
sätzliche Trachtquellen (für Imker),
Biotop- und Artenschutz sowie die
Bestäubung von Wildpflanzen (für
Naturschutz). Die Kommune hat Vor-
teile, wenn Schulen einbezogen wer-
den, Politiker ein ökologisches Thema
einbinden, Blühflächen das Lebens -
umfeld für Einwohner attraktiver ma-
chen und die Presse das Thema auf-
greifen kann. 

Das Prinzip der Freiwilligkeit führt
aber auch zu Begrenzungen, vor al-
lem, da in der Regel nicht alle  identi -
fizierten Eh da-Potenzialflächen für
Projekte zur Verfügung gestellt wer-
den. Das kann unterschiedliche Grün-
de haben: Manche Flächen, die ge -
mäß der Geodatenanalyse Eh da-
Flächen sind, werden „gewohnheits-
gemäß genutzt“, sei es als Wegfläche,
privater Vorgarten, Wirtschafts- oder
Landwirtschaftsfläche. Ein häufig wie-
derkehrendes Thema ist, dass Eh da-
Flächen auch von Arten mit hohem
Schutzstatus besiedelt werden und
deshalb dauerhafte Nutzungsein-
schränkungen drohen können (in
Bornheim wurde deshalb auf Maß-
nahmen bei einer stillgelegten Bahn-
trasse verzichtet, die von Mauereide-
chsen (Podarcis muralis) (FFH-Art) be-
siedelt ist). Auf Dämme und Böschun-
gen an Bahn und Flüssen haben i.d.R.
weder Privateigner noch Kommunen
Zugriff. Schließlich ist festzustellen,
dass es Flächeneigner gibt, die sich
aus diversen Gründen nicht an Eh da-
Projekten beteiligen. Insgesamt hat
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das Prinzip der Freiwilligkeit also Pro
und Contra. Dabei sollte nicht unter-
schätzt werden, dass erfahrungsge -
mäß eine vom Gemeinderat ins Le-
ben gerufene und befürwortete Ini -
tiative die Bereitschaft der Flächen-
eigner zur Beteiligung an einem Pro-
jekt deutlich steigert. 

Wie bei jeder Initiative sind die Kos -
ten ein wesentliches Kriterium, das
bei Eh da-Projekten sehr flexibel ge-
staltet werden kann: Kostenintensiv
sind beispielsweise Wildbienenhotels,
die Aussaat von regionalem Saatgut
(v.a. mit Saatbettvorbereitung) sowie
Monitoringprogramme. Im Gegensatz
dazu können amtliche Geodaten in
den meisten Bundesländern kosten-
frei von den Kommunen abgerufen
werden, und die Maßnahmen zur Flä -
chenbearbeitung (Entfernung von Ge-
 büsch, Rohbodenpflege usw.) lassen
sich oft ohne großen Aufwand im
Flächenpflegeplan der Gemeinde
durch den Bauhof einplanen. Auf die
vielseitige Verwendbarkeit der Geo-
daten wurde hingewiesen: WebGIS-
Anwendungen stellen eine wesentli-
che Grundlage für partizipative Flä -
chenplanungen sowie für transparen-
te Kommunikation vor Ort dar. Die
Ressource „Fachwissen“ (u.a. über Flä -
chenkartierung, Bienenvorkommen,
Lebensraumansprüche oder Förder-
möglichkeiten) ist sehr von lokalen
Gegebenheiten abhängig. Diese Kom-
 petenz kann zugekauft werden oder,
je nach Gemeinde, ganz oder  teil -
weise von freiwilligen Fachexperten
etwa in Naturschutzverbänden abge-
deckt werden.

Eh da-Flächen sind von menschlicher
Bearbeitung geprägt und Einflüssen
von Nachbarflächen unterworfen. Wie
weit die Förderung der strukturellen
Landschaftsvielfalt durch Manage-
mentmaßnahmen biologische Vielfalt
erhöht, hängt in hohem Maße von
verschiedenen Eigenschaften der
um gebenden Landschaft ab (z.B.
TSCHARNTKE et al. 2005). Hierbei gibt
es mehrere Themen, die stets aufge-
griffen werden und deren Adressie-
rung im Vorfeld eines Projekts emp-
fohlen wird:

• Der Einfluss von Verkehrswegen
auf Bienen ist komplex. Zum einen
verhalten sich Bienen artspezifisch,
zum anderen sind die Effekte von
Straßen unterschiedlich (ZURBU-
CHEN et al. 2012). Bei verschiede-
nen Bienenarten ist beschrieben,
dass sie Straßen ungern überflie-
gen, was aus einer Segmentierung
der Landschaft resultiert. Fraglos
kommt es zu „Verkehrsopfern“
durch den Straßenverkehr, vor al-
lem Hummelköniginnen im Früh-
jahr werden genannt. Allerdings
zeigt der Erfolg der Stadtimkerei,
dass Straßenverkehr und Bienen
durchaus vereinbar sind (KOHFINK
2010). Daneben gibt es Daten, wel-
che die positive Bedeutung von
verkehrswegebegleitenden Flä chen
für Wildbienen belegen. Artenreich-
 tum und Blütendichte von Tracht-
pflanzen sowie die Verfügbarkeit
von Rohboden waren signifikante
Einflussfaktoren auf die Wildbien-
endichte, Verkehr und Straßenbrei-
te nicht (HOPWOOD 2008). Eine
fachlich begründete generelle Be-
grenzung für das Eh da- Flächen -
management in der Nähe von Ver-
kehrswegen lässt sich aus den vor-
liegenden Daten demzufolge we-
der für Wild- noch für Honigbienen
ableiten. Dennoch ist es nahelie-
gend, in direkter Nähe stark befah-
rener Verkehrswege auf Maßnah-
men zu verzichten. Selbstverständ-
lich müssen bei allen Aufwertungs-
maßnahmen auf Eh da-Flächen re-
levante und gesetzliche Rahmen-
bedingungen (z.B. Rücksicht auf Brut-
 zeiten von Vögeln oder  Verkehrs -
sicherheit) berücksichtigt werden. 

• Eine Interaktion mit Landwirtschafts-
 flächen ist der mögliche Eintrag
von Pflanzenschutzmitteln auf Eh
da-Flächen, vor allem von Insektizi-
den (SCHMITZ et al. 2014). Da Pflan-
zenschutzmittel in einem Zulas-
sungsverfahren bewertet werden,
gibt die Kennzeichnung hinsicht-
lich Bienen (die sich auf jeder
Packung befindet) eine wichtige In-
formation über ihr Risikopotenzial
(z.B. EU 2015). In Bornheim werden
beispielsweise im Weinbau Phero-

mone zur Bekämpfung von Schad -
insekten eingesetzt, was zu einem
vernachlässigbaren Risikopotenzial
in direkter Nachbarschaft der Kul-
turflächen führt. Das kann sich bei
anderen Kulturen und anderen
Wirkstoffen anders darstellen. 

• Die Definition von geeigneten
Schutzzielen ist von zentraler Be-
deutung. Eh da-Flächen sind nicht
„klein“ (wegen der angesproche-
nen Länge gerade verkehrswege-
begleitender Flächen), aber häufig
schmal, weshalb sie im Randbe-
reich oft lange Saumbiotope bil-
den. Damit sind sie nicht zur Förde-
rung von Arten mit großflächigen
Lebensraumansprüchen geeignet,
wie beispielsweise viele bodenbrü-
tende Vögel der Agrarlandschaft,
etwa Kiebitz oder Feldlerche (die-
ses kritische Argument wird seitens
des Naturschutzes gelegentlich ge-
nannt). Allerdings können die öko-
logisch bedeutsamen Saumbiotope
und ihre Bewohner von Eh da-Pro-
jekten gefördert werden. 

• Rohbodenbiotope, Alt- und  Bio top -
holz oder Lesesteinhaufen entspre-
chen für viele Bürger nicht dem Bild
einer gepflegten „ordentlichen“ Ge-
meindefläche. Hier gilt es frühzeitig
Aufklärungsarbeit zu leisten,  wa -
rum sich das Ortsbild im Lauf eines
Projekts verändert. Auch die Zeit-
achse sollte kommuniziert werden:
Lebensräume, gerade Rohboden-
biotope, haben oft temporären
Charakter. Es ist nicht immer ein-
sichtig, dass kurzfristig Eingriffe in
Lebensräume zu deren dauerhaf-
ten Erhaltung notwendig sein kön-
nen (z.B. Vegetationsentfernung zum
Erhalt von Rohbodenbiotopen).

• Die Erfahrungen zeigen, dass dem
Kümmerer eine zentrale Rolle hin-
sichtlich der zielführenden und be-
ständigen Umsetzung kommunaler
Eh da-Projekten zukommt.

Was ist der Stand der Eh da-Initiative
und wohin bewegt sie sich? Die Eh
da-Initiative wurde vor 4 Jahren be-
gonnen. Derzeit werden Eh da-Pro-
jekte in 20 Gemeinden durchgeführt
und in zahlreichen weiteren Gemein-
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den sind Initiativen vorgesehen. Das
Forum Moderne Landwirtschaft e.V.
förderte das Eh da-Projekt bundes-
weit durch Planung und Finanzierung
sowie die Beteiligung an öffentlichen
Fachveranstaltungen bis zum Beginn
des Jahres 2018. Die „Keimzelle“ ist
Rheinland-Pfalz, weil die Initiative ins-
besondere über die Landesgarten-
schau Landau publik wurde und mit
der RLP AgroScience ein regionaler
Akteur etabliert ist. Es ist vorgesehen,
die Zahl der beteiligten Gemeinden
bundesweit zu erhöhen und damit
den Gedanken zu stärken, Eh da-Flä -
chen gezielt zur Förderung der  Bio -
diversität in der Agrarlandschaft zu
nutzen. In Sachsen-Anhalt ist die Ge-
meinde „Derenburg“, in Niedersach-
sen die Gemeinde „Wingst“ und in
Franken die Stadt „Haßfurt“ Vorreiter.
Daneben wird die Anerkennung des
Eh da-Konzepts als  Abschluss ar beits -
thema am Lehrstuhl für terres trische
Ökologie der TU München hilfreich
sein, so dass auch die konzeptionelle
Ausweitung auf andere Schutzziele
(z.B. Bodenorganismen, Amphibien
oder Nützlinge im Allgemeinen) denk-
 bar ist. Als weiteres Element zur Wei-
terentwicklung von Aufwertungsmaß-
 nahmen werden nun Vorfruchtkon-
zepte zur gezielten Flächenvorberei-
tung für die nachhaltige Anlage von
Blühmischungen berücksichtigt.
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Der Bayerische Gemeindetag gratu-
lierte folgenden Jubilaren:

Erstem Bürgermeister Thomas Stadel-
mann, Markt Zell a. Main, stellv. Vorsit-
zender des Kreisverbands Haßberge,
zum 55. Geburtstag,

Erstem Bürgermeister Claus Schwarz-
mann, Gemeinde Eggolsheim, stellv.
Vorsitzender des Kreisverbands Forch-
 heim, zum 55. Geburtstag.

Erstem Bürgermeister Konrad Schickan -
eder, Gemeinde Rudelzheim, Vorsit-
zender des Kreisverbands Freising,
zum 60. Geburtstag.

Der Weltwassertag wurde anlässlich
der Weltkonferenz „Umwelt und Ent-
wicklung“ bereits im Jahr 1992 in Rio
de Janeiro ins Leben gerufen und
wird seitdem alljährlich begangen. 

Der diesjährige Weltwassertag steht
unter dem Motto „Natur für Wasser“.
Das Thema des World Water Develop-
ment Reports, der aus Anlass des

Weltwassertages von UN Water heraus-
 gegeben wird, konzentriert sich eben-
 so auf die Thematik und lautet für
2018 „Nature based solutions for
 Water“. 

Der Weltwassertag 2018 soll für eine
stärkere Berücksichtigung naturnaher
beziehungsweise die natürlichen Po-
tenziale von Ökosystemen nutzender
Lösungen im Gewässermanagement
werben. Dabei geht es auch um die in
Wertsetzung der vielfältigen Leistun-
gen, die solche Ökosysteme bereit-
stellen. 

Wasserspeicher und -filter der Natur
sind Wälder, Wiesen und Feuchtgebie-
te. Naturnahe Auen stellen als multi-
 funktionale Ökosysteme eine Vielzahl
von Ökosystemleistungen bereit, zum
Beispiel Retentionsraum für Hoch-
wasser und Lebensraum für viele
Tier- und Pflanzenarten. Sogenannte
„grüne Infrastrukturen“ können viel-
fach technische Bauwerke mit ihren
Eingriffen in die Natur ersetzen oder
diese zumindest sinnvoll ergänzen
und dabei die Auswirkungen auf die
Umwelt abmildern. Ziel des Weltwas-
sertags ist es mithin, insbesondere die
breite Öffentlichkeit auf diese  glo -
balen Zielsetzungen und ihre lokale
Bedeutung hinzuweisen. Informatio-
nen zum Weltwassertag stehen unter
anderem auf der Internetseite der
Vereinten Nationen zur Verfügung
( ). 

Anmerkung:

Der DStGB unterstützt den jährlich
stattfindenden Weltwassertag. Aus
kommunaler Sicht ist es wichtig, auf
die besondere Bedeutung der  natür -
lichen Ressource Wasser hinzuweisen.
Ausreichend verfügbares und unbe-
denkliches Trinkwasser ist von ele-
mentarer Bedeutung für die Gesund-
heit, Ernährung und für die Umwelt.
Die kommunale Wasserwirtschaft ist
seit Jahrzehnten der Garant für eine
nachhaltige Wasserversorgung. Trink-
wasser kann – anders als in anderen
Ländern – in Deutschland zu jeder
Zeit und an allen Orten bedenkenlos
aus dem Wasserhahn getrunken wer-
den. Derzeit liegt der  durchschnitt -
liche Trinkwasserverbrauch je Bürger

bei ca. 121 Liter. Dies kostet durch-
schnittlich 30 Cent täglich oder 9,19
Euro monatlich. Um die besondere
Qualität unseres Trinkwassers auch
langfristig aufrecht zu erhalten, be-
darf es unterschiedlichster Maßnah-
men. Die Ökosysteme spielen bei der
Erhaltung der Wassermenge und -qua -
lität eine Schlüsselrolle. Daher gilt es,
die wassernahen Ökosysteme nach-
haltig zu schützen und zu bewirt-
schaften. 

Das Umweltbundesamt (UBA) stellt
seit 2011 am „Tag des Wassers“ einen
„Gewässertyp des Jahres“ vor. Dies ist
im Jahr 2018 der „Sandige Tiefland-
bach“. Zu diesem Gewässertyp ge -
hören kleine Bäche in den sandigen
Tieflandregionen Deutschlands. Be-
sonders häufig findet man diesen Ge-
wässertyp zum Beispiel in Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Brandenburg,
Schles wig-Holstein und Sachsen.
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Die Vereinigung für Stadt-, Regional-
und Landesplanung (SRL) e.V. lobt für
2018 zum fünften Mal den Deutschen
Verkehrsplanungspreis aus. Damit sol-
 len gute Beispiele sichtbar und be-
kannt gemacht werden, die sich glei-
chermaßen durch eine integrierte
Stadt- und Verkehrsplanung, hohe
Gestaltqualität, eine verbesserte Um-
weltqualität und gelebte Planungs-
kultur auszeichnen. 



Der Preis fördert die Planungskultur
und würdigt gelungene Verkehrspla-
nungsleistungen, vor allem in Hin-
blick auf die Komplexität der Aufgabe,
die Innovation in der Umsetzung und
die Kooperation mit den vielfältigen
Akteuren in der Verkehrsplanung.

Der Preis steht 2018 unter der Über-
schrift: „Wohnen und Mobilität – Inte-
grierte wohnungs- und quartiers be-
zogene Mobilitätsprojekte“. Die Wett-
bewerbsbeiträge sollen wohnungs-
bezogene und quartiersbezogene Kon-
 zepte oder realisierte Vorhaben aus
den Jahren 2014 bis 2017 in Deutsch-
land beinhalten, die einen Beitrag zu
einer nachhaltigen Verknüpfung von
Wohnen und Mobilität leisten und
damit den sich ändernden Wohnungs-
und Mobilitätsanforderungen Rech-
nung tragen. Hierbei kann auch ein
Konzept oder realisiertes Vorhaben
eingereicht werden, das sich auf meh-
rere Quartiere, Stadtteile oder ver-
schiedene Städte bezieht.

Teilnehmen können Kommunen, öf-
fentliche und private Wohnungsbau-
gesellschaften, Genossenschaften und
Baugemeinschaften, Planungs- und
Beratungsbüros, Bauträger, Wohnungs-
 betreiber, Mobilitätsdienstleister, Ver-
kehrsunternehmen, Carsharing- und
Leihradanbieter sowie zivilgesellschaft-
 liche Organisationen. 

Die einzureichenden Unterlagen müs-
 sen in der Geschäftsstelle der SRL,
Yorckstr. 82, 10965 Berlin bis zum
5. April 2018, 12:00 Uhr eingegan-
gen sein. Verliehen werden ein Preis
und Anerkennungen. Die Preisverlei-
hung findet am 21. Juni 2018 im Rah-
men  einer Tagung der SRL in Berlin
statt.

Weitere Informationen:

Viele Städte und Gemeinden in ganz
Deutschland leiden unter einem ho-
hen Verkehrsaufkommen. Stadtlogis -
tik ist eine zentrale Herausforderung
für die Kommunen. Die Gestaltung
der Stadtlogistik der Zukunft beginnt
jedoch in der Gegenwart, aus diesem
Grund unterstützt der Deutsche Städ-
te- und Gemeindebund die Umfrage
„What Cities Want – Städtelogistik der
Zukunft“ und bittet die Kommunen
um rege Teilnahme.

Die auf dem Kommunalkongress 2017
bereits angekündigte Studie: „What
Cities Want – Städtelogistik der Zu-
kunft“ ist nun zur Teilnahme geöffnet.
In ihr stehen die zukünftigen Heraus-
forderungen für Kommunen und
Städte im Bereich der Stadtlogistik im
Fokus und orientiert sich an folgen-
den Leitfragen:

• Wie lassen sich die steigenden An-
sprüche der Bürger an Städte und
Städtelogistik bedienen, ohne Um-
welt und Lebensqualität aufs Spiel
zu setzen? 

• Wie können Städte eine attraktive
ÖPNV-Versorgung gewährleisten?
Gibt es kreative Wege, ÖPNV und
Logistik zusammenzudenken? 

• Wer könnte Städten, für die Städ-
telogistik in Anbetracht vielfältiger
anderer Aufgaben keine Top-Prio-
rität hat, helfen sich in puncto Logis -
tik „fit“ zu machen?

Bürgermeister, kreative Bürger und
Experten aus ganz Deutschland ha-
ben Szenarien entworfen, wie Städte
diesen und anderen Herausforderun-
gen begegnen können. Kantar TNS

(vorm. TNS Infratest) befragt dabei für
DVZ, MAN und VW Nutzfahrzeuge
kommunale Entscheider als auch eine
bevölkerungsrepräsentative Stichpro-
 be der Deutschen – ein absolutes No-
vum, das auch der DStGB unterstützt.

Dabei gilt: Je mehr Kommunen und
kommunale Entscheider an der Um-
frage teilnehmen, umso aussagekräf-
tiger sind die Ergebnisse. Die Online-
Umfrage dauert rund 15 Minuten. Die
Ergebnisse der Studie werden zeitnah
an alle Teilnehmer versandt, damit
klarer wird wie sich Bürger und Ent-
scheider die Stadtlogistik der Zukunft
vorstellen und diese in den Kommu-
nen umgesetzt werden kann. 

Link zur Umfrage: „What Cities
Want – Städtelogistik der Zukunft“: 
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Das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (BMUB) hat im Rahmen des Bun-
deswettbewerbes Klimaschutz durch
Radverkehr eine neue Wettbewerbs-
runde eröffnet. Zwischen dem 15. Fe-
bruar und 15. Mai 2018 können sich
interessierte Städte und Gemeinden,
Kooperationen („Verbünde“) von Kom-
 munen, ebenso Landkreise, kommu-
nale Unternehmen sowie Verbände,
Vereine und Weitere um Förderung
bewerben. 



Eine weitere Förderrichtlinie zur Um-
setzung des Sofortprogramms „Sau-
bere Luft 2017-2020“ wurde im Bun-
desanzeiger veröffentlicht. Es handelt
sich um die Förderrichtlinie „Elektro-
Mobil“, mit der schnell günstige Lade-
infrastruktur aufgebaut werden soll.
Der Fokus liegt dabei auf Lademög-
lichkeiten für diejenigen liegen, die
über keinen Ladepunkt am eigenen
Parkplatz verfügen, sowie auf Lade-
möglichkeiten für betriebliche An-
wendungen. Dabei soll auch an Gü-
ternah- und Regionalverkehr gedacht
werden. Ein Forschungspartner ist bei
Förderprojekten sehr zu empfehlen.

Das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie (BMWi) möchte gezielt
die von Grenzwertüberschreitungen
betroffenen Städte und Kommunen
durch Förderung im Bereich Ladein-
frastruktur für Elektromobilität unter-
stützen. Dafür hat es die  Förderricht -
linie „Errichtung von Ladeinfrastruk-
tur für Elektrofahrzeuge im engen Zu-
sammenhang mit dem Abbau beste-
hender Netzhemmnisse sowie dem
Aufbau von Low Cost-Infrastruktur
und Mobile Metering-Ladepunkten“
im Rahmen des „Sofortprogramms
Saubere Luft 2017 bis 2020“ geschaf-
fen. Die Kommunen sind in der Anla-
ge zum Förderaufruf gesondert auf-
geführt. Allerdings sind darüber  hi -
naus entsprechend dem Wortlaut der
Förderrichtlinie alle Gebietskörper-
schaften und Einrichtungen der öffent-
 lichen Verwaltung antragsberechtigt,
die in der Lage sind, die Durchfüh -
rung der Forschungsaufgaben perso-
nell und materiell abzuwickeln. Das
geht auch in Partnerschaft mit Hoch-
schulen und wissenschaftlichen Ein-
richtungen sowie Unternehmen. Nä -

Gefragt sind Projekte, die innovative
Lösungen für eine nachhaltige und
klimafreundliche Mobilität zeigen.
Die Förderung erfolgt über  Investi -
tionszuschüsse. Ziel ist es, die Fahr-
radmobilität attraktiver und sicherer
zu machen, den Radverkehrsanteil zu
steigern und so das Klima zu schonen.
Dafür sind insbesondere eine  attrak -
tive Infrastruktur im Stadt-Umland-
Bereich (Pendler) und eine bessere
Verknüpfung zum öffentlichen Perso-
nennahverkehr nötig.

Das BMUB ermutigt dazu, das Ziel weit
zu interpretieren. Bisherige Förderun-
gen reichten vom Bau eines Solarrad-
weges, über die Etablierung von Las -
tenradverleihsystemen bis hin zur
 Gestaltung von Modellquartieren. Ge-
fördert werden aber auch eher klassi-
sche Ansätze, wie der Umbau einer
ehemaligen Bahntrasse in einen Rad-,
Fuß- und Inlineskaterweg (Wupper-
tal), eine Vorrangroute für Radfahrer
(Aachen), ein Verleihsystem für  E-Las -
tenräder (Köln/Bonn) oder überdach-
te Fahrradabstellmöglichkeiten für
Park+Ride (Region Hannover). Auch
Infrastrukturen Radverkehrsbrücken
oder neue Lösungen für Kurier-, Ex-
press- und Paketdienste per  Mikro -
depot-Lastenrad können erprobt
werden.

Die Förderung findet im Rahmen der
Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI)
statt. Insgesamt wurden bisher 52 Pro-
 jekte gefördert, die rund 77, 6 Mio.
 Euro erhielten.

Detaillierte Informationen erhalten
Sie direkt beim für die Abwicklung
zuständigen „Projektträger Jülich“
 unter: 

heres kann dem Förderaufruf zur
 Förderrichtlinie „Elektro-Mobil“ ent-
nommen werden. Die Förderrichtlinie
ist im Bundesanzeiger vom 15. De-
zember 2017, der Aufruf im Bundes-
anzeiger vom 4. Januar 2018 unter

veröffent-
licht worden.

Anträge können bis zum 31. März
2018 eingereicht werden.

Fördergegenstand

Die Förderung bezieht sich auf den
schnellen Aufbau von Ladeinfrastruk-
tur im Zusammenhang mit dem Ab-
bau bestehender Netzausbauhemm-
nisse sowie auf den Aufbau von Low
Cost-Ladeinfrastruktur. Der Fokus liegt
dabei auf Lademöglichkeiten für Fahr-
 zeugbesitzer, die über keinen Lade-
punkt am eigenen Parkplatz verfü-
gen, sowie auf Lademöglichkeiten für
betriebliche Anwendungen. Konkret
sollen Projekte gefördert werden, die
sich mit mindestens einem der nach-
folgenden Themen beschäftigen:

• Demonstrationsräume (Reallabore)
zur Erprobung und zum Abbau von
Netzausbauhemmnissen

• Low Cost-Ladeinfrastruktur

• Ladeinfrastrukturlösungen mit intel-
 ligentem Management in nicht öf-
fentlich zugänglichen Räumen (Be-
triebshöfe, Arbeitgeberparkplätze
etc.)

• Errichtung von intelligenten Lade-
systemen für das private Parken und
Laden (Parkhaus in Mehrfamilien-
häusern, öffentlich zugängliche Park-
 häuser)

Ausdrücklich sind Vorhaben erwünscht,
die städtebauliche und  stadtplane -
rische Aspekte (insbesondere des
Straßenraums) berücksichtigen und
Verbindungen zu umweltorientierten
multimodalen Verkehrskonzepten auf-
 weisen. Dies gilt insbesondere im
straßengebundenen Güternah- und -
regionalverkehr.

Besonderheit

Die Förderung wird auf Vorhaben be-
schränkt, die eine kurzfristige Wirk-
samkeit plausibel machen können.
Daher soll der zügige Aufbau von La-
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depunkten im Mittelpunkt stehen.
Die mit dem Projekt zu beantworten-
den Forschungsfragen können bei-
spielsweise über eine begleitende
Untersuchung durch eine forschende
Einrichtung erfolgen. Die Grundanfor-
derungen bei der Begleitforschung
sind auf die Möglichkeiten der An-
tragsteller abgestimmt und werden
durch den Projektträger des BMWi
gern erläutert.

Förderquote

Kommunen können mit bis zu 100
Prozent der zuwendungsfähigen Aus-
gaben gefördert werden. Genaue In-
formationen dazu und zu weiteren
Rahmenbedingungen enthält der För-
 deraufruf.

Ansprechpartner für alle Fragen rund
um den aktuellen Förderaufruf und
zur gemeinsamen Förderrichtlinie ist
Herr Dr. Bernd Bauche (Tel. 02203 /
601-4542, E-Mail: ) beim
DLR Projektträger.

stehenden Bädern und im laufenden
Betrieb erhebliche Energie- und Kos -
teneinsparungen realisieren. Erfah-
rungen aus Energieeffizienznetzwerk-
en von Unternehmen zeigen: eine
 enge und kontinuierliche Zusammen-
arbeit mehrerer Partner hilft,  Effi -
zienzpotenziale besonders leicht, wirt-
 schaftlich und nachhaltig zu erschlie -
ßen. Im Auftrag des Bayerischen Wirt-
schaftsministeriums unterstützt das
Bayerische Landesamt für Umwelt
 daher die Gründung neuer  Energie -
effizienz-Netzwerke für  Schwimm -
bäder für Kommunen und Unterneh-
men. 

Derzeit existieren bereits zwei Netz-
werkkonzepte, die weiter ausgebaut
werden sollen: 

• Der Bundesverband der Energie-
Abnehmer e.V. (VEA) betreibt RE-
GIonale Netzwerke für  EnergieEffi -
zienz (REGINEE). Die Laufzeit beträgt
vier Jahre mit jeweils drei Netzwerk-
treffen in der Region pro Jahr. Die
teilnehmenden Kommunen/Unter-
nehmen erhalten zu Beginn eine
energietechnische Beratung durch
einen Ingenieur sowie wichtige fach-
 liche und praxisorientierte Unter-
stützung bei ihren Herausforderun-
gen im Energiebereich. Unter dem
Motto „Unternehmen vernetzen. Wis-
 sen teilen. Energie sparen.“ arbeiten
Geschäftsführer, Energiemanager
und Techniker von Schwimmbädern
daran, durch einen offenen Aus-
tausch ihren eigenen Energiebedarf
weiter zu reduzieren. 

• Die Bayerische Verwaltungsschule
(BVS) bietet für Betriebspersonal
und Führungskräfte in Bäderbetrie-
ben regionale Bädernachbarschaf-
ten an. Die Teilnehmer treffen sich
einmal im Jahr an wechselnden
Standorten in der jeweiligen  Re -
gion, ab 2018 in den Landkreisen
Rottal-Inn, Main-Spessart, Kempten/
Allgäu sowie in der Region Rosen-
heim/Miesbach/Traunstein/Ebers-
berg. Neben Fachvorträgen zu tech-
nischen, organisatorischen und recht-
 lichen Themen findet auch immer
eine Besichtigung der Bäderbetrie-
be und der technischen Einrichtun-
gen statt. 

Praxisnähe und die Anliegen und Fra-
gen der Teilnehmer stehen bei den
Netzwerken im Vordergrund. Neue re-
gionale Netzwerke sind willkommen.

Sie sind an einem regelmäßigen Aus-
tausch mit anderen  Schwimmbad -
betreibern interessiert? Sie möchten
Energie und Kosten sparen und damit
einen aktiven Beitrag zum Klima-
schutz leisten? Dann wenden Sie sich
bitte an:

Frau Reinwald, Tel. 0821 / 9071-5731
Herr Müller, Tel. 0821 / 9071-5212

Nähere Information finden Sie
auch unter:
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Interessierte Kommunen gesucht

Hallen- und Freibäder sind ein  wich -
tiger Bestandteil des Freizeit- und
Sportangebots von Kommunen. Die
hohen Unterhaltskosten stellen gera-
de Städte und Gemeinden jedoch vor
eine große Herausforderung. Eine
 energieeffiziente Bauweise, ein hoher
technischer Standard der Gebäude-
und Schwimmbadtechnik, ein gut ab-
gestimmtes Gesamtsystem sind we-
sentliche Faktoren, die Kosten für den
Betrieb zu reduzieren. Aber auch mit
einfachen Mitteln lassen sich in be-

Auch 2018 sollen wieder innovative
Energieprojekte und bayerische Spit -
zentechnologie mit dem Bayerischen
Energiepreis prämiert werden. Der
 renommierte Preis wird für die erfolg-
reiche Umsetzung neuer kreativer
Ideen und den verantwortungsvollen
Umgang mit Energie vergeben. 

Bewerben können sich alle, die ein
 innovatives Energieprojekt erfolgreich
umgesetzt haben, eine  zukunfts -
weisende Technologie anwenden oder
ein Spitzenprodukt vorzuweisen ha-
ben. Das Engagement von Unterneh-
men, Kommunen, Hochschulen, Ver-
einen, Teams und Privatpersonen
rund um das Thema Energie soll mit
diesem Preis gewürdigt werden. 

Der Bayerische Energiepreis wird seit
1999 alle zwei Jahre vom Bayerischen
Staatsministerium für Wirtschaft und



Um Kommunen bei der Nutzung der
Potenziale zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz und zur Einsparung von
Treibhausgasen zu unterstützen, för-
dert das Bundesumweltministerium
kommunale Klimaschutz-Modellpro-
jekte. Ab dem 01. Januar bis zum
15. April 2018 können Projektskizzen
eingereicht werden.

Mit dem Förderaufruf „Kommunale
Klimaschutz-Modellprojekte“ sollen im
Rahmen der Nationalen Klimaschutz i-
nitiative (NKI) kommunale Klimaschutz-
 projekte mit modellhaftem, investi-
vem Charakter gefördert werden. Das
Ziel der Förderung besteht darin,
 einen wesentlichen Beitrag zur Min-
derung jährlicher Treibhausgasemis-
sionen durch Effizienzmaßnahmen in
Kommunen und im kommunalen Um-
 feld zu leisten.

Bei den Vorhaben sollen die besten
verfügbaren Technologien und Me-
thoden zum Einsatz kommen. Durch
ihre bundesweite Ausstrahlung sollen
die Vorhaben zudem zur Nachah-

Medien, Energie und Technologie ver-
geben. Er besteht aus einem Haupt-
preis (kategorieübergreifend) und
 jeweils einem Preis in den acht Kate-
gorien: 

1. Gebäude als Energiesystem/Gebäu -
dekonzept 

2. Energieerzeugung – Strom, Wärme 

3. Energieverteilung und Speiche-
rung – Strom, Wärme 

4. Energieeffizienz in industriellen
Prozessen und Produktion sowie
Energieeffizienznetzwerke

5. Produkte und Anwendungen 

6. Kommunale Energiekonzepte 

7. Initiativen/Bildungsprojekte 

8. Energieforschung – Nachwuchsför-
derpreis 

Insgesamt wird ein Preisgeld in Höhe
von 31.000 Euro ausgelobt, davon er-
hält der Hauptpreisträger 15.000 Euro.

Die Bewerbungsfrist für den Bayeri-
schen Energiepreis 2018 läuft bis zum
9. März 2018.

Entsprechend der hohen Bedeutung
der Energieeffizienz für Bayern wer-
den diesmal auch explizit  Energie -
effizienznetzwerke zur Bewerbung
aufgerufen. Energieeffizienznetzwer -
ke werden im Rahmen der Bayeri-
schen Energieeffizienznetzwerk-Ini -
tiative (BEEN-i) vom Bayerischen Wirt-
schafts- und Energieministerium und
von den Spitzenverbänden der baye -
rischen Wirtschaft unterstützt. Nähe-
res unter: 

In der Kategorie „Energieforschung“
geht es diesmal um die Nachwuchs-
förderung: Bayerische Hochschulen
und Institute sind aufgerufen, hervor-
ragende Abschlussarbeiten zum The-
ma Energie für den Bayerischen
 Energiepreis vorzuschlagen.

Parallel findet ein weiterer Wettbe-
werb speziell für Unternehmensgrün-
der statt, dessen Preisverleihung in
der Vergabe des Bayerischen Energie-
preises eingebettet ist: Der  Wett -
bewerb „Energie Start-up Bayern“
richtet sich an Start-ups mit  innova -
tiven Geschäftsideen aus dem Ener-
giebereich; er wird in Kürze ausge-
schrieben. Weitere Informationen fin-

den Sie unter: 

Weitere Informationen/
Online-Bewerbungstool: 

Bildmaterial:

Kontakt:
Katrin Schiller 
Projektmanagement Energie
Tel. 0911 20671-221
Fax 0911 20671-5221

mung von Klimaschutzprojekten an-
regen und so weitere Minderungen
von Treibhausgasemissionen auslösen.
Der Modellcharakter der Vorhaben
soll sich auszeichnen durch:

• eine hohe Treibhausgasminderung
im Verhältnis zur Vorhabensumme;

• einen besonderen und innovativen
konzeptionellen Qualitätsanspruch;

• die Übertragbarkeit bzw. Replizier-
barkeit des Ansatzes;

• eine überregionale Bedeutung und
deutliche Sichtbarkeit.

Aufbau des Förderaufrufs: 
Zweistufiger Wettbewerb

Vom 1. Januar 2018 bis zum 15. April
2018 können Sie Ihre Projektskizze
einreichen. Aus allen eingereichten
Projektskizzen werden die besten Pro-
 jekte ausgewählt und zur Antragstel-
lung aufgefordert.

Förmliche Förderanträge sind in schrift-
 licher und elektronischer Form vorzu-
legen. Dafür muss das Antragssystem
„easy-Online“ benutzt werden. Inner-
halb eines Verbundprojekts sind die
Förderanträge aufeinander abzustim-
men.

Kontakt:
Projektträger Jülich (PtJ)
Klima (KLI)
Forschungszentrum Jülich GmbH
Zimmerstraße 26-27, 10969 Berlin
Telefon: 030 20199 – 35 10
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Gegenstand der diesjährigen Tagung
werden die Herausforderungen sein,
vor denen Kommunen stehen, wenn
im öffentlichen Raum (Straßen, Plätze,
Grünanlagen) Großveranstaltungen
wie Weihnachtsmärkte, Volks- und
Stadtfeste, Sportveranstaltungen (z. B.
City-Marathons) oder Open-Air Kon-
zerte durchgeführt werden sollen:
Wie können hier gefahrenabwehr-
rechtliche, umweltrechtliche, straßen-
rechtliche, gewerberechtliche und bau-
 rechtliche Belange koordiniert wer-
den?

Programm:

• Genehmigungsbedürftigkeit von
Groß veranstaltungen? Auf der Suche
nach einem Trägerverfahren

• Vergabeverfahren bei Großveran-
staltungen

• Praxisbericht: Großveranstaltungen
in der Landeshauptstadt Saarbrü -
cken

• Praxisbericht: Großveranstaltungen
in der Bundesstadt Bonn

Im Juli 2017 wurde das neue Strah-
lenschutzgesetz verkündet. Es enthält
Neuerungen, die auch für kommuna-
le Gebäude gelten: Gemeint sind die
neuen rechtlichen Regelungen zum
Schutz vor Radon in Gebäuden.

Was ist Radon?
Radon ist ein natürliches, radioaktives
Edelgas. Wir können es nicht sehen,
riechen oder schmecken. Es entsteht
im Boden und kann mit der Luft aus
dem Boden über undichte Stellen im
Fundament in Gebäude eindringen.
Erhöhte Radonkonzentrationen kön-
nen das Lungengewebe schädigen
und Lungenkrebs begünstigen.

Was fordert das neue Strahlen-
schutzgesetz?
Das Strahlenschutzgesetz legt für Ra-
don in Gebäuden einen Referenzwert
von 300 Becquerel pro Kubikmeter
Luft fest, der sowohl für Arbeitsplätze,
als auch für Aufenthaltsräume gilt.
Der Referenzwert ist kein Grenzwert.
Wird der Referenzwert jedoch über-
schritten, muss geprüft werden, mit
welchen Maßnahmen dieser einge-
halten werden kann. In einigen Ge-
bieten Bayerns wird es für Arbeits-
plätze, die im Erd- oder Kellerge-
schoss liegen, eine Messpflicht geben.
Diese betrifft Gebiete, für die erwartet
wird, dass der Jahresmittelwert der
Radonkonzentration in Innenräumen
in einer beträchtlichen Anzahl von
Gebäuden den Referenzwert von 300
Becquerel pro Kubikmeter Luft über-
schreiten wird. Diese Gebiete werden
voraussichtlich bis Ende 2020 festge-
legt. Bei Neubauten muss in Zukunft
ein vorsorgender Radonschutz einge-
plant werden.

Was können Kommunen jetzt tun?

Jetzt ist die beste Zeit, sich frühzeitig
über das Thema Radon in Gebäuden
und die neuen rechtlichen Regelungen
zu informieren. Denn am 31.12.2018
treten die Teile des Strahlenschutzge-
setzes die Radon betreffen, zusam-
men mit der für den Vollzug notwen-
digen neuen Strahlenschutzverord-
nung, in Kraft. Wie Radon an Arbeits-
plätzen gemessen werden muss, wird
in der neuen Strahlenschutzverord-
nung geregelt werden. Damit die
 Radon-Messungen den rechtlichen
Anforderungen entsprechen, sollte
das Inkrafttreten der neuen Strahlen-
schutzverordnung abgewartet wer-
den. Ob und in welchem Umfang
Maßnahmen zur Senkung der Radon-
konzentration notwendig sind, kann
erst beurteilt werden, wenn  Mess -
ergebnisse vorliegen. 

Wo können sich Kommunen
 informieren?

Einen umfassenden Überblick zum
Thema „Radon in Gebäuden“ bietet
das LfU in seinem Internetangebot.
Ergänzend gibt es einen regelmäßig
erscheinenden Newsletter. Am 22. März
2018 findet das 8. Bayerische Radon-
Netzwerk-Treffen im Bayerischen Lan-
desamt für Umwelt (LfU) in Augsburg
statt. Wer sich schon jetzt rund um
das Thema Radon in Gebäuden infor-
mieren möchte, kann dort in kleiner
Runde mit Expertinnen und Experten
sprechen und eigene Fragestellun-
gen diskutieren.

In Bayern gibt es knapp 50 Radon-
Fachpersonen, die rund um Radon in
Gebäuden beraten, Radon messen so-
wie Radon-Sanierungen planen und
begleiten. Wer Ansprechpartner in der
Nähe sucht, findet diese in der Liste
der Radon-Fachpersonen des LfU.

Weiterführende Informationen:

LfU-Internetangebot zu Radon 
in Gebäuden

Programm und Anmeldung zum
8. Bayerischen Radon-Netzwerk-
Treffen

Flyer „Radon in Gebäuden. 
informieren – messen – handeln“

Fachfragen:
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Der DStGB bietet in Kooperation mit
dem Unternehmen ModulDrei 2018
wieder ein Wirtschaftsförderungs-
 Seminar an. Das Thema ist „Zukunfts-
strategien für Standorte“. Derzeit sind
in vielen Bereichen Entwicklungen
unklar, was die Arbeit der Wirtschafts-
förderer noch erschwert. Digitalisie-
rung, Regionalisierung, Globalisierung,
Mobilität, Integration, Teilhabe, Klima-
schutz: Auf alle diese Politikthemen
müssen sich Kommunen, aber eben
auch die Unternehmen vor Ort ein-
stellen.

Damit Kommunen unter sich dyna-
misch verändernden Umfeldbedingun-
 gen handlungsfähig bleiben, helfen
Strategien. Zukunftsstrategien für Stand -
orte werden im Umfeld  wirtschaft -
licher Veränderungen zunehmend
wichtiger. Kommunen wollen und
müssen ihre Strategien mit Blick auf
den Wettbewerb anpassen oder sich
neu positionieren. Der Anspruch ist,
die Zukunft des Standortes zu gestal-
ten. Aber wie können Zukunftsstrate-
gien entstehen? Welche typischen
Hemmnisse gibt es bei der Erstellung
und Umsetzung? Wie kann man Blo -
ckaden lösen oder vermeiden, damit
Strategien nicht zerredet werden?

Beim Seminar, welches der DStGB zu-
sammen mit ModulDrei anbietet, wer-
 den genau diese Fragen von Prakti-
kern aufgegriffen. Erfahrungen aus
der Perspektive der Wirtschaftsförde-
rung, aber auch aus der Bürgermeis -
terperspektive werden präsentiert. 

stellen kommunale Entscheidungs-
träger und deren Berater immer wie-
der vor neue Herausforderungen.
Ökonomische, strukturelle oder recht-
liche Veränderungen lassen bereits
getroffene Entscheidungen in neuem
Licht erscheinen und machen ein
Umdenken und ggf. eine Neuausrich-
tung erforderlich. Ziele, Strukturen
und Zusammenhänge, die sich über
Jahre und Jahrzehnte bewährt haben,
bieten keine Antworten mehr auf die
neuen Konstellationen. Kommunen
und Regionen müssen sich immer öf-
ter umorganisieren und neu ausrich-
ten.

Zentraler Gegenstand kommunalen
Handels ist letztlich immer die Frage:
Wie können Menschen hier gut le-
ben? Und: Was bedeutet das Verfas-
sungsziel der „Gleichwertigen Le-
bensverhältnisse und Arbeitsbedin-
gungen“ vor dem Hintergrund be-
grenzter kommunaler Handlungs-
möglichkeiten? Um kommunalen
Entscheidungsträgern und ihren Be-
ratern Anregung für das Umdenken
und für eine Neuorientierung zu bie-
ten, zeigt der „Tag der Stadtplanung
2018“ beispielhafte Modelle im Spek-
trum zwischen „Gemeinden im Ma-
gnetfeld boomender Städte“ und „Ge-
meinden in peripheren Räumen“. Ein
Impulsvortrag wirft den Blick auf eine
mögliche Zukunft ländlich geprägter
Regionen in Deutschland und erläu-
tert hilfreiche Handlungsansätze und
Strategien für Zeiten der Verände-
rung.

Tagungsort:
Bayerische Architektenkammer
Haus der Architektur
Waisenhausstraße 4, 80637 München

Teilnahmegebühr: 
65 inkl. Tagungsmappe
Mittagsimbiss sowie Getränke 

Anmeldung:

Veranstaltungsnummer 18102
Julia Strohwald
Tel. 089 13 98 80-32

• Praxisbericht: Großveranstaltungen
in Erlangen

• Aktuelle Projekte zur Förderung der
Sicherheit von Großveranstaltungen

• Kommunale Festplätzen und Grün-
anlagen als Veranstaltungsorte

• Nachbarschutz vor Großveranstal-
tungen

• Großveranstaltungen im Ladenöff-
nungs- und Feiertagsrecht

Anmeldung:

Anmeldeschluss: 10. April 2018 

Termin und Ort:

19. – 20. April 2018

Deutschen Universität für
 Verwaltungswissenschaften Speyer
Freiherr-vom-Stein-Str. 2
67346 Speyer

Kosten: 

290 (ohne Unterkunft und
 Verpflegung)

Ansprechpartner:

Tagungssekretariat
Tel. 06232 / 654-226 /-269 /-175
Fax 06232 / 654-488
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Stadt planen – Strategien in Zeiten
der Veränderung

Fortwährende und sich beschleuni-
gende Veränderungsprozesse, die
ihren Ursprung zumeist außerhalb
des eigenen Einflussbereiches haben,



100 Jahre nach der Gründung des
Freistaats engagiert sich beinahe je-
der Zweite in Bayern ehrenamtlich.
Diesen großartigen Einsatz würdigt
der Bayerische Landtag auch 2018
wieder mit seinem jährlich verliehe-
nen Bürgerpreis. Das Leitthema dies-
mal lautet: „Bayern leben Europa“. 

Bis zum 9. März 2018 können sich Ini -
tiativen und Bündnisse bewerben, die
sich ehrenamtlich für die europäische
Verständigung einsetzen. Die Ausschrei-
 bung zielt dabei sowohl auf Projekte
ab, die sich vor dem Hintergrund der
aktuellen Umbruchsphase in Europa
für Aufbruchsstimmung einsetzen, als
auch auf Initiativen, die bereits seit
vielen Jahren in ganz unterschiedli-
chen Bereichen das europäische Haus

bauen helfen, etwa durch Partner-
schaften oder gemeinsame Projekte. 

Die Preisträger für den mit insgesamt
50.000 Euro dotierten Preis wählt eine
unabhängige Jury unter Vorsitz von
Landtagspräsidentin Barbara Stamm
aus. Die Preisverleihung findet am
28. Juni 2018 im Bayerischen Landtag
statt. 

Alle Informationen rund um die
 Bewerbung:

Andrea Ulrich
Bayerischer Landtag
Landtagsamt
Maximilianeum, 81627 München
Tel 089/4126-2438
Fax 089/4126-1438

Angebote an:
Gemeinde Bachhagel
Ringstr. 35
89428 Syrgenstein

Die Gemeinde Rechtmehring verkauft
eine gebrauchte Siebschnecke, Bau-
jahr 1992.

Fabrikat: Hans Huber GmbH Maschi-
nen- und Anlagenbau Berching, Typ:
S8 RO9 400/5

Kontakt:
Markus Bauer
Bürgerbüro der Verwaltungsgemein-
schaft Maitenbeth
Korbiniansweg 3, 83562 Rechtmehring
Tel. 08076 / 499
Fax 08076 / 8595
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Tagungsort:
IntercityHotel Berlin Hbf.
Katharina-Paulus-Str. 5, 10557 Berlin

Termin:
15. März 2018, 10 -16 Uhr

Kosten:
165 inkl. Essen und Getränke sowie
Tagungsunterlagen und Zugang zu
den Präsentationen

Anmeldung:
Weitere Informationen zum Inhalt
und zur Anmeldung sind auf der
 Homepage des DStGB erhältlich
 unter 
(Rubrik: Veranstaltungen)

Die Gemeinde Bachhagel, Landkreis
Dillingen a.d.Donau, verkauft ein Mehr-
 zweckfahrzeug (Fahrgestell: Ford) –
zuletzt genutzt als Sonder-Feuerwehr-
Kfz. – Erstzulassung 27.04.1995,
 OTTO/GKAT, K84/5000, Hubraum 1998,
ohne Beladung, mit Funkgerät und
Martinshorn (letzte HU 06.2016; km-
Stand: 91337).

Zur Gewährleistung einer höheren Aktualität, finden Sie die Rubrik
 „Sammelbeschaffungen Feuerwehrfahrzeuge“ nur noch auf  unserer

 Homepage: 
.

Ihre redaktionellen Angebote richten Sie bitte formlos per E-Mail an:
.

Bitte beachten Sie, dass Ihr Verkaufsangebot nach 8 Wochen
 automatisch gelöscht wird. Für Rückfragen stehen wir Ihnen sehr

 gerne unter der  angegebenen E-Mail zur Verfügung.

ANZEIGE



Schulz/Wager:
Recht der Eigenbetriebe und der
Kommunalunternehmen in Bayern

59,00 inkl. Mwst., 3. Auflage 2017,
238 Seiten, kartoniert, Format 16,5 x
23,5 cm, ISBN 978-3-8293-1332-2

Die Rechtsform kommunaler Unter-
nehmen hat in Bayern eine größere
Bedeutung als in den meisten ande-
ren Ländern. Das beweist nicht nur
die hohe Zahl kommunaler  Eigen -
betriebe, sondern auch die Tatsache,
dass die Mitte der neunziger Jahre
von Bayern bundesweit erstmals ge-
schaffene Rechtsform des Kommunal-
 unternehmens von vielen Unterneh-
men angenommen wurde.

Der Titel Recht der Eigenbetriebe und
der Kommunalunternehmen in Bayern
erläutert übersichtlich, detailliert und
praxisnah das Recht kommunaler
 Unternehmen. Dazu gehören die Dar-
stellung des verfassungs- und euro-
pa rechtlichen Rahmens kommunaler
Wirtschaftsbetätigung und die Be-
handlung der allgemeinen landes-
rechtlichen Grundlagen des kommu-
nalen Unternehmensrechts.

Die Regelungen der bayerischen Ge-
meindeordnung in Bezug auf die
 Eigenbetriebe und Kommunalunter-

nehmen – auch für gemeinsame Kom-
 munalunternehmen – werden aus-
führlich kommentiert, ebenso wie die
einzelnen Bestimmungen der Eigen-
betriebsverordnung und der Kommu-
nalunternehmensverordnung. Zudem
enthält das Werk detaillierte Erläute-
rungen zu Bilanzierungsproblemen
und zu steuerrechtlichen Fragen. 

Der „Schulz/Wager“ liefert Eigenbe-
trieben, Kommunalunternehmen, ihren
kommunalen Trägern und den Auf-
sichtsbehörden zuverlässige und kom-
 petente Informationen über alle ein-
schlägigen Rechtsfragen. Der beson-
dere Vorteil des Werks liegt in seinem
Gesamtansatz vom europäischen Recht
bis hin zur EBV und zur KUV.

Norbert Schulz, Ltd. Ministerialrat a.D.,
war viele Jahre im Bayerischen Staats-
ministerium des Innern für Kommu-
nales Unternehmensrecht zuständig;
in seinem Verantwortungsbereich wur-
 den die Reformen des Unternehmens-
 rechts und das Kommunalunterneh-
men konzipiert. Monika Wager ver-
fügt als Revisionsdirektorin a. D. im
Bayerischen Kommunalen Prüfungs-
verband über langjährige betriebs-
wirtschaftliche und juristische Erfah-
rungen aus der Beratung und Prü-
fung kommunaler Unternehmen.

Jerry G. Englert:
Pierogi: Ein R(o)adtrip

Taschenbuch: 168 Seiten 
Verlag: Books on Demand; 1. Auflage
(16. Oktober 2017) 
ISBN-10: 3744889874 
ISBN-13: 978-3744889872

Die Freunde Frieder, das Alter Ego des
Autors, und Günni reisen mit dem
Fahrrad durch Polen, ein Land zwi-
schen Hoffnungslosigkeit und Auf-
bruch. Der amüsante und detailreiche
Reiseroman schildert die Erlebnisse
der beiden auf dem Weg von Krakau
nach Danzig.

Nebenbei erfährt man einiges über
polnische Gepflogenheiten, nicht zu-
letzt über das polnische Nationalge-
richt, die Pierogi.

Gerhard Englert, der Stadtkämmerer
der Stadt Ochsenfurt und Vorstand
des Kommunalunternehmen Stadt-
werke Ochsenfurt, bereist seit 20 Jah-
ren mit dem Fahrrad Europa und hat
mit „Pierogi – ein R(o)adtrip“ unter
seinem Spitznamen Jerry seinen
 Debütroman abgeliefert.“
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Zuverlässig.
Die Praxisreihe des Bayerischen Gemeindetags

Wir bitten um Ihre lesbare Anschrift: Bitte tragen Sie hier Ihre gewünschte Anzahl an Exemplaren ein

Verwaltung | Firma

Name des Bestellers (in Druckschrift)

Straße

PLZ | Ort

Datum | Unterschrift Vielen Dank für Ihre Bestellung!

Kommunal- und Schul-Verlag GmbH & Co. KG
Konrad-Adenauer-Ring 13
65187 Wiesbaden

Tel. 0611 - 8 80 86-10, Fax 0611 - 8 80 86-77, bestellung@kommunalpraxis.de, www.kommunalpraxis.de
Loseblattwerke werden grundsätzlich zum Abonnement notiert, auf ausdrücklichen Wunsch auch Einmalbezug möglich.

Amtsgericht Wiesbaden, HRA 6595, Persönlich haftende Gesellschafterin: Kommunal- und Schul-Verlag Verwaltungsgesellschaft mbH, Wiesbaden, Amtsgericht Wiesbaden HRB 22498, Geschäftsführer: Ulrike Henschel
Preisänderungen, -irrtümer und Umfangkorrekturen vorbehalten. Alle Preise inkl. MwSt., zzgl. Versandkosten. Als Verbraucher haben Sie ein 14tägiges Widerrufsrecht. Einzelheiten hierzu fi nden Sie unter: 
http://www.kommunalpraxis.de/AGB_Widerruf.php

Gaß | Popp
Die Gemeinde als Unternehmer
Darstellung, 2. Aufl . 2018, 342 Seiten, kartoniert, 
ISBN 978-3-8293-1314-8, 49,80 € *

*für Mitglieder des BayGT 39,80 €

Darstellung, 2. Aufl age 2018 
342 Seiten, gebunden 
49,80 € (für Mitglieder
des BayGT 39,80 €)
ISBN 978-3-8293-1314-8

Gaß | Popp

Die Gemeinde als Unternehmer
Die unternehmerische Tätigkeit von Städten und Gemeinden ist vielfältig. Sie reicht von der Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser und Energie, die Entsorgung von Abwasser und Abfällen, 
über die Betriebe des öffentlichen Personennahverkehrs, bis hin zu Einrichtungen wie beispielsweise 
Bauhöfen, Bibliotheken, Schwimmbädern, Krankenhäusern, Theatern und Museen, Friedhöfen oder 
Stadt- und Gemeindehallen. Die Liste ließe sich fortsetzen. Für diese Einrichtungen bzw. Unterneh-
men stehen den Kommunen zahlreiche mögliche Rechtsformen zur Verfügung. Doch welche ist die 
richtige Rechtsform für die zu erfüllende Aufgabe? Welche rechtlichen Vorgaben sind zu beachten? 
Wie viel Einfl uss kann und soll die Gemeinde auf ihr Unternehmen ausüben? Welche Rolle spielen 
vergabe-, steuer- und beihilferechtliche Regelungen? Welche Rechte und Pfl ichten haben Aufsichts- 
und Verwaltungsräte in einem kommunalen Unternehmen? 

Mit diesem Buch geben die Autoren eine Hilfestellung für Bürgermeister, Gemeinde- und Stadträte, 
Mitglieder der Organe kommunaler Unternehmen sowie mit der Rechtsmaterie befasste Verwaltun-
gen zu diesen Entscheidungsprozessen und Fragestellungen. Die 2. Aufl age enthält die seit 2014 
in Kraft getretenen Änderungen landesgesetzlicher Vorschriften zum Gemeindewirtschaftsrecht, die 
zwischenzeitlich erfolgten Änderungen des Steuer- und Vergaberechts sowie die jüngsten Entwick-
lungen im Beihilferecht.

Dr. Andreas Gaß ist Direktor beim Bayerischen Gemeindetag und dort zuständig für das kommunale 
Wirtschaftsrecht. Josef Popp, Dipl. Finanzw. (FH), ist seit vielen Jahren Gemeinderat und Steuerbera-
ter in eigener Kanzlei, die schwerpunktmäßig kommunale Unternehmen betreut.

Neuaufl age

ANZEIGE
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Brüssel Aktuell 43/2017
8. bis 15. Dezember 2017

Wirtschafts- und Währungsunion: Kommission veröffent-
licht Maßnahmenpaket
Vergabe: Konsultation über sozial verantwortliche Vergabe
öffentlicher Aufträge
JEFTA: EU und Japan einigen sich auf Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen
Digitalisierung: Rat einigt sich auf Fahrplan zu  Mobil -
funknetzen der 5. Generation
Faire Beschaffung: Städtepreis für fairen und ethischen
Handel

Energie: Kommission startet Initiativen für saubere Wirt-
schaft, auch für Kohleregionen

Agrarpolitik: EU-Kommission schlägt Ziele und Verfahren
für neue GAP vor

Barrierefreie Produkte und Dienstleistungen: Rat legt Stand-
 punkte fest
Migration: Kommission legt politischen Fahrplan für die
Zeit bis Juni 2018 vor
Drittes EU-Gesundheitsprogramm: Arbeitsprogramm 2018
veröffentlicht
Menschen mit Behinderungen: Entschließung des EU-Parla-
ments

Brexit: Kommission empfiehlt Eintritt in zweite Verhand-
lungsphase
Transparenzregister: Ratsmandat zu interinstitutionellen
Verhandlungen
Zukunft der EU: AdR benennt Mitglieder für Subsidiaritäts-
Task-Force

Umfrage: Evaluierung von Brüssel Aktuell
Brüssel Aktuell: Weihnachtswünsche

Brüssel Aktuell 1/2018
15. Dezember 2017 bis 12. Januar 2018

Zukunft Europas: Debatte zum nächsten Mehrjährigen Fi-
nanzrahmen der EU
KMU und Innovationen: Konsultation zu Förderprogram-
men in Vorbereitung des MFR
Glücksspielrecht: EU-Kommission beendet sämtliche Ver-
tragsverletzungsverfahren
Finanzen: MiFID II trat zum Jahresbeginn mit Verspätung in
Kraft
Juncker-Fonds: Verlängerung bis 2020 und Evaluation der
Maßnahmen

Aktuelles aus Brüssel
Die EU-Seiten

Die einzelnen Ausgaben von „Brüssel Aktuell“ können von den Mitgliedern 
des Bayerischen Gemeindetags im Intranet unter 

abgerufen werden.

„Brüssel Aktuell“ Themenübersicht vom 8. Dezember 2017 bis 19. Januar 2018
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Ruhezeiten LKW-Fahrer: EuGH zu Ruhezeiten in Fahrzeugen
Uber: EuGH zu Dienstleistern mit Smartphone-Applikatio-
nen
Strategische Infrastruktur und Weltraumprogramme: Kon-
sultation gestartet

Urban Innovative Actions (UIA): dritter Aufruf bis Ende März
offen
Kohäsionspolitik: Konsultation zu Förderprogrammen in
Vorbereitung des MFR

Arbeitsrecht: Richtlinienvorschlag für transparentere Arbeits-
 bedingungen
Gesundheit: EU-Drogenpolitik - Bekämpfung psychoaktiver
Substanzen
Berufsqualifikationen: EU-Kommission reicht Klage gegen
Deutschland beim EuGH ein
Gesundheitswesen: Fortschritte bei der datengesteuerten
Innovation
Familienrecht: EuGH zur Anerkennung von Privatscheidun-
gen aus Drittstaaten

Ratspräsidentschaft: Prioritäten des bulgarischen Vorsitzes

Europabüro der bayerischen Kommunen: Leitungswechsel
Das Brüssel Aktuell-Jahresverzeichnis 2017

Brüssel Aktuell 2/2018
12. bis 19. Januar 2018

Biodiversität: Kommission veröffentlicht Initiative und Kon-
sultation zum Bienenschutz
Schienenpersonenverkehr: Konsultation zu EU-Maßnah-
men im Bereich der Sicherheit

Dienstleistungsfreiheit: Ausschussbericht zur geplanten Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung
Bildung, Werte und Kultur: Konsultation zur EU-Förderung in
Vorbereitung des MFR
Migration I: Konsultation zur EU-Förderung in Vorbereitung
des MFR
Migration II: Neues Rückkehr-Handbuch der EU
Freizügigkeit: EuGH zum Aufenthaltsrecht Selbstständiger
Öffentliche Gesundheit: Konsultation zur verstärkten Zusam-
menarbeit bei Impfungen

Bessere Rechtsetzung: Online-Register für delegierte Rechts -
akte
Gesetzgeberische Prioritäten: Gemeinsame Erklärung der
EU-Institutionen für 2018-2019
Sicherheit: Konsultation zur EU-Förderung in Vorbereitung
des MFR
Europäische Woche der Regionen und Städte: Vorbereitun-
gen starten

Europabüro der Bayerischen Kommunen – neuer stellver-
tretender Leiter 
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shops bieten nähere Informationen. Die Kommission knüpft
mit dem Preis an die Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs,
vgl. Agenda 2030 der Vereinten Nationen) an und möchte die
Aufmerksamkeit darauf lenken, wie Kaufentscheidungen vor
Ort die Umwelt und die Lebensbedingungen von Menschen
in Ländern außerhalb der EU beeinflussen. (Pr/CB)

Agrarpolitik: EU-Kommission schlägt Ziele und Verfahren
für neue GAP vor

Am 29. November 2017 veröffentlichte die  EU-Kommis -
sion eine Mitteilung mit dem Titel „Ernährung und Land-
wirtschaft der Zukunft“, in der sie neue Ziele und die
zukünftige  Aus gestaltung der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik (GAP) skizziert.  Ihre Kernanliegen sind, die Verantwor-
tung für die Ergebnisse der GAP stärker an die Mitglied-
staaten und Regionen zu übertragen, die Mittelverteilung
fairer und die Landwirtschaft innovativer, ressourcen-
schonender und umweltgerechter zu gestalten.

Ziele der zukünftigen GAP und neue maßgeschneiderten
Programme

In der Mitteilung definiert die EU-Kommission drei  Haupt -
ziele der GAP: die Förderung eines intelligenten und  nach -
haltigen Agrarsektors, die Stärkung von Umweltpflege und
Klimaschutz sowie die Stärkung des sozioökonomischen Ge-
füges des ländlichen Raumes. Die EU-Kommission schlägt zu-
dem z3ur Stärkung der Subsidiarität vor, auf EU-Ebene ledig-
lich übergeordnete Ziele statt einheitlicher Verfahren festzu-
legen. Die Mitgliedstaaten bzw. Regionen sollen hingegen für
ihre Bedürfnisse passende GAP-Strategiepläne, d. h. maßge-
schneiderte Programme, erstellen und diese anhand von zur
Verfügung gestellten Förderinstrumenten umsetzen. Dies
würde sowohl für mehr Gestaltungsspielraum auf regionaler
Ebene als auch zu geringerem EU-bedingten Verwaltungs-
aufwand bei den Begünstigten führen. 

Innovationskraft der Landwirtschaft

Um die neuen Ziele zu erreichen, müssten die Landwirtschaft
und der ländliche Raum stärker mit Beschäftigungsförderung
und Innovation verknüpft werden. Technische Entwicklun-
gen und die Digitalisierung sollten intelligent eingesetzt wer-

1. Vergabe: Konsultation über sozial verantwortliche
 Vergabe öffentlicher Aufträge

Bis 1. März 2018 läuft eine gezielte Konsultation der EU-
Kommission über Umfang und Aufbau eines Leitfadens für
eine sozial verantwortliche Vergabe öffentlicher Aufträge. Die
Kon sultation richtet sich an alle Akteure, die in Politik und
Praxis mit der sozial verantwortlichen Vergabe zu tun haben,
z. B.  lokale Behörden, öffentliche Auftraggeber, Unternehmen
und Organisationen der Sozialwirtschaft sowie gemeinnützi-
ge Einrichtungen. Ziel ist es, nach der Modernisierung der EU-
Vergaberegeln im Jahr 2014, die u. a. den Rückgriff auf Sozial-
klauseln erweitert haben, nun den entsprechenden Leitfaden
aus dem Jahr 2011 zu aktualisieren. Interessenträger können
in einem Fragebogen u. a. angeben, wie der bestehende Leit-
faden verbessert werden kann, welche Themen sie besonders
interessieren und in welchem Umfang Beispiele bewährter
Verfahren bei der Vergabe öffentlicher Aufträge aufgenom-
men werden sollen. Die Konsultation erfolgt im Rahmen der
Bestrebungen der Kommission, die öffentliche Vergabe stra-
tegischer zu gestalten, wie in ihrer Mitteilung „Eine  funk -
tionierende öffentliche Auftragsvergabe in und für Europa“
vom Oktober 2017 zum Ausdruck gebracht (vgl. 
34/2017). (CT) 

2. Faire Beschaffung: Städtepreis für fairen und ethischen
Handel 

Bis 13. April 2018 können sich Städte mit mehr als 20.000
Einwohnern für die neue Auszeichnung der europäischen
Städte für fairen und ethischen Handel bewerben. Die Sieger-
Stadt erhält den Titel „EU City of Fair and Ethical Trade 2019“.
Besondere Erwähnungen anderer Städte sind zudem für die
beste Vergabepolitik, die größte Innovationskraft, die beste
 inter nationale Zusammenarbeit sowie ggf. die beste Klein-
stadt vorgesehen. Neben Prestige, Sichtbarkeit und einem
„best practice“-Austausch bietet die Auszeichnung u. a.
100.000 für die Durchführung eines städtischen Projekts in
einem  Entwicklungsland. Gewürdigt werden Strategien und
ihre  Integration in die politische Entscheidungsfindung, die
Unterstützung von Initiativen, Bewusstseinsbildung und
 Kooperation sowie nachweisbare Effekte. Die Bewerbung
setzt sich aus sieben Leitfragen zusammen und kann auch
auf Deutsch (Präferenz: Englisch) eingereicht werden. Die
 Wettbewerbs regeln, ein „Living Book“, Webinare und  Work -

Aktuelles aus Brüssel
Die EU-Seiten
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den, um den Agrarsektor ressourceneffizient und klimascho-
nend auszubauen. Die Europäische Innovationspartnerschaft
im Agrarsektor (EIP-AGRI) zeigt beispielhaft, wie erfolgreiche
Wissensvermittlung funktionieren kann. Durch die Auswei-
tung der Innovationsförderung soll eine „Landwirtschaft 2.0“
entstehen. Des Weiteren wird die Nutzung  landwirtschaft -
licher Beratungsdienste als Grundbedingung für die Bewilli-
gung der GAP-Strategiepläne ins Auge gefasst.

Reformideen für Direktzahlungen 

Die Kommission plant, das System der Direktzahlungen an
die Landwirte zur Sicherung angemessener Lebensstandards
zu überarbeiten. Als Möglichkeiten werden u. a. die Kappung
der Direktzahlungen und degressive Zahlungen zur besseren
Unterstützung kleiner und mittlerer Betriebe genannt. Zu-
dem sollen die Einkommenszahlungen an die Bedingung ge-
knüpft werden, dass die Landwirte umwelt- und klimafreund-
liche Verfahren anwenden. Dafür müssen vorab umwelt- und
klimabezogene öffentliche Güter definiert und die Vorgaben
für mögliche Umweltmaßnahmen überarbeitet werden.

Stärkung der ländlichen Räume

Als zukunftsweisende Wirtschaftsfelder für den ländlichen
Raum sieht die Kommission u. a. saubere Energien, Kreislauf-
wirtschaft, Tourismus und die wachsende Biowirtschaft. Letz-
tere sollte vorrangiges Ziel der GAP-Strategiepläne sein. Der
basisnahe LEADER-Ansatz hat sich bewährt und soll daher
gestärkt werden. Die Idee der „intelligenten Dörfer“ will die
Kommission ausbauen (vgl. Brüssel Aktuell 15/2017). Ferner
ist die Kommission gewillt, einen Mechanismus zur Prüfung
neuer EU-Initiativen auf Auswirkungen auf den ländlichen
Raum („rural proofing“) einzurichten.

Ergebnisse der Konsultation

Basis der Mitteilung sind die Ergebnisse der im Frühjahr 2017
durchgeführten Konsultation zur Zukunft der Agrarpolitik
(siehe Brüssel Aktuell 5/2017). Gemäß den  Konsultations -
ergebnissen stimmten die Befragten mehrheitlich zu, dass
der Beitrag der GAP zum Klimaschutz sowie zur Ernährungs-
sicherung die Gründe für das Festhalten an einer  gemein -
samen EU-Politik im Bereich Landwirtschaft seien. Die Mehr-
heit fordert jedoch, dass die GAP mehr zum Erreichen der
 europäischen Umwelt- und Klimaziele beitragen sollte. Ge-
teilt sind die Meinungen, ob die EU-Ebene für die Sicherung
des Lebensunterhalts der Landwirte und für die Entwicklung
des ländlichen Raums zuständig sei. (JP)

1. Transparenzregister: Ratsmandat zu interinstitutio-
nellen Verhandlungen

Am 6. Dezember 2017 einigte sich der Ausschuss der Ständi-
gen Vertreter (AStV) auf ein Ratsmandat zum Kommissions-
vorschlag über ein verbindliches Transparenzregister (vgl.

30/2017). Auf dieser Grundlage kann der Rats-
vorsitz 2018 Verhandlungen mit der Kommission und dem
Europäischen Parlament aufnehmen. Erfreulicherweise nahm
der AStV im Mandat keine Änderungen an Art. 4 Abs. 3 des
Kommissionsvorschlags vor. Danach wären die Gebietskör-
perschaften (inkl. ihrer Auslandsvertretungen) von der Regis -
trierungspflicht ausgenommen, ebenso wie alle Behörden-
verbände auf EU-, nationaler und subnationaler Ebene, sofern
sie ausschließlich im Namen der betreffenden Behörden han-
deln. Dies würde – wie von der Bürogemeinschaft gefordert –
zu einer Gleichbehandlung aller politischen bzw. administra-
tiven Ebenen beitragen. Gemäß dem Mandat und einem Ent-
wurf für einen Ratsbeschluss soll grundsätzlich auch ein  Re -
gis trierungserfordernis für Gespräche mit leitenden Beamten
des Generalsekretariats des Rats sowie thematische Briefings,
öffentliche Veranstaltungen und den Zugang zu den Ratsge-
bäuden bestehen. (CB)

2. Zukunft der EU: AdR benennt Mitglieder für
 Subsidiaritäts-Task-Force

Am 4. Dezember 2017 gab der Ausschuss der Regionen (AdR)
bekannt, dass ihn Präsident Karl-Heinz Lambertz (S&D, BE),
Michael Schneider (EVP, D) und François Decoster (ALDE, FR)
in der Task-Force für Subsidiarität, Proportionalität und
 „Weniger, aber effizienteres Handeln“ vertreten werden (vgl.

39/2017). Darüber hinaus werden der Task-
 Force neben Frans Timmermans (NL), dem Ersten Vizepräsi-
denten der EU-Kommission, drei EU-Abgeordnete und drei
Abgeordnete nationaler Parlamente angehören. Die Ernen-
nung erfolgt mit Wirkung vom 1. Januar 2018. Die Task-Force
soll bis 15. Juli 2018 einen Bericht mit Empfehlungen zur bes-
seren Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und Ver-
hältnismäßigkeit, zu einer etwaigen Rückübertragung von
Zuständigkeitsbereichen an die Mitgliedstaaten sowie zur
besseren Einbindung der lokalen und regionalen Behörden
in die EU-Politik erarbeiten. (CB)

Umfrage: Evaluierung von Brüssel Aktuell 

Zur Optimierung des Informationsangebots führt die Büro-
gemeinschaft der Europabüros der bayerischen, baden-würt-
tembergischen und sächsischen Kommunen eine kurze Brüs-
sel Aktuell-Leserumfrage durch. Neben fünf Multiple-Choice-
Bewertungen bietet der Fragebogen auch Gelegenheit für
allgemeine Anregungen und Verbesserungsvorschläge. Das
Team der Bürogemeinschaft würde sich über zahlreiche
Rückmeldungen bis 1. März 2018 sehr freuen und bedankt
sich im Voraus für die Teilnahme.
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Die Kommunalwerkstatt des Bayerischen Gemeindetags bietet im April 2018 untenstehende Veranstaltungen an, die
sich speziell an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kommunalverwaltungen richten.

Bitte melden Sie sich zum Seminar über unser Onlineformular
unter an. Rechtzeitig vor Ver-
anstaltungsbeginn erhalten Sie eine Einladung zum Seminar.
Ihre Anmeldung ist damit verbindlich.

Die Seminargebühr für unsere Tagesveranstaltungen beträgt
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus Mitgliedsgemeinden
des Bayerischen Gemeindetags 215 (inkl. MwSt.), im Übrigen
250 (inkl. MwSt.); darin sind umfangreiche Tagungsunterlagen sowie das Mittagessen, zwei Kaffeepausen und die
Tagungsgetränke enthalten. 

Bei Stornierung der Anmeldung bis 2 Wochen (bei mehrtägigen Seminaren bis 4 Wochen) vor Seminarbeginn
 berechnen wir 20 Prozent der Seminargebühr als Bearbeitungspauschale. Bei Abmeldungen zu einem späteren
Zeitpunkt wird die gesamte Seminargebühr in Rechnung gestellt.

Änderungen im Programmablauf und bei den Referenten müssen wir uns leider vorbehalten. Sollte die Veranstal-
tung abgesagt werden müssen, erhalten Sie selbstverständlich die Seminargebühr zurück oder wir buchen Sie auf
eine andere Veranstaltung um.

Für organisatorische Rückfragen steht Ihnen Frau Katrin Gräfe zur Verfügung (Tel. 089/360009-32; 
). Sollten Sie inhaltliche Informationen zu den Seminaren benötigen, wenden Sie sich

bitte an Herrn Gerhard Dix (Tel. 089/360009-21; ).

Neues und Altbekanntes aus dem Kommunal
(wahl)recht

Referent: Dr. Andreas Gaß, Direktor

Zeit und Ort: 16. April 2018 (MA 2017)
Beginn: 9.30 Uhr, Ende: 16.30 Uhr
Hotel Novotel Nürnberg am Messezentrum
Münchener Str. 340, 90471 Nürnberg

24. April 2018 (MA 2018)
Beginn: 9.30 Uhr, Ende: 16.30 Uhr
Hotel Novotel München Messe
Willy-Brandt-Platz 1, 81829 München

Kosten: 215 (für Mitglieder) / 250 (für alle
Übrigen) – beides inkl. MwSt.

Seminarbeschreibung: Zum 01.03.2018 wird voraus-
sichtlich das derzeit im Bayerischen Landtag anhängige
Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlrechts und u.a.
kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften in Kraft
treten. Damit scheinen erstmals die allgemeinen Gemein-
de- und Landkreiswahlen 2020 am Horizont auf. Im  Se -
minar sollen die praxisrelevanten Änderungen der Bayeri-
schen Gemeindeordnung beleuchtet und ein Ausblick
auf die wesentlichen Änderungen im Kommunalwahl-
recht gegeben werden.

Auch die Arbeit in den Stadt- und Gemeinderäten wird im
Hinblick auf die Kommunalwahlen zunehmend in eine
neue Phase treten. Daher bietet es sich in diesem Zusam-
menhang an, die vorhandenen Kenntnisse zum Kommu-
nalverfassungsrecht und zu den Geschäftsordnungen,
dem alltäglichen Handwerkszeug in den Gemeinden, zu
vertiefen. Dies gilt erst recht, weil aktuelle Entwicklungen
und die jüngere Rechtsprechung verstärkt Bewegung in
dieses Rechtsgebiet bringen: Durch die Digitalisierung
des Sitzungsdienstes stellen sich vermeintlich alte Fragen
nach ordnungsgemäßer Ladung, nach Informationsrech-
ten des Gemeinderats und seiner Mitglieder sowie nach
dem Umgang mit Sitzungsunterlagen neu. Das erklärte
Ziel, die Arbeit im Gemeinderat transparenter zu gestal-
ten, zieht nicht selten Diskussionen über die Kompeten-
zen des Gemeinderats, den Öffentlichkeitsgrundsatz so-
wie datenschutzrechtliche Vorgaben nach sich. Und bis-
weilen stellt sich vor Ort die grundsätzliche Frage, welche
Aufgaben die „allzuständigen“ Gemeinden (noch) wahr-
nehmen können.  

Das Seminar hat zum Ziel, neue Entwicklungen  aufzu -
zeigen, Bekanntes aufzufrischen und Fragen aus dem
Kreis der Teilnehmer zum Kommunalverfassungsrecht zu
erörtern.
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Seminarinhalt:
• Änderungen des Kommunalwahlrechts und der Bayeri-

schen Gemeindeordnung
• Die Gemeinde und ihre Aufgaben
• Rechte des Gemeinderats und seiner Mitglieder, Kom-

petenzen des ersten Bürgermeisters
• Öffentlichkeitsgrundsatz und Verschwiegenheitspflicht
• Transparenz und Datenschutz
• Aktuelle Fragen zur Geschäftsordnung
• Bürgerbegehren, Ratsbegehren

Rund um den öffentlichen Feld- und Wald-
weg (MA 2008)
Referentin: Cornelia Hesse, Direktorin

Ort: Hotel Novotel Nürnberg am Messezentrum
Münchener Str. 340, 90471 Nürnberg

Zeit : 19. April 2018
Beginn: 9.30 Uhr, Ende: 16.30 Uhr

Kosten: 215 (für Mitglieder) / 250 (für alle
Übrigen) – beides inkl. MwSt.

Das Seminar ist ausgebucht. Anmeldungen nehmen
wir gerne auf Warteliste entgegen.

Seminarbeschreibung: Öffentliche Feld- und Wald-
wege sind nach Bayerischem Straßen- und Wegege-
setz die Straßen, die der Bewirtschaftung von Feld-
und Waldgrundstücken dienen. Sie gliedern sich in
„ausgebaute“ und „nicht ausgebaute“ öffentliche Feld-
und Waldwege. Während bei den „ausgebauten“ die
Gemeinden Träger der Straßenbaulast sind, sind es bei
den „nicht ausgebauten“ die Beteiligten, deren Grund-
stücke über den Weg bewirtschaftet werden. Hier tre-
ten regelmäßig die ersten Fragen nach der richtigen
Einstufung auf. Das Feldwegenetz dürfte in Bayern
rund 500.000 km betragen. Da leuchtet es ein, dass die
Gemeinden, die für diese Wege als Straßenbaubehör-
den zuständig sind, die Rechtslage „rund um diese
 Wege“ kennen müssen. Dass ein beträchtlicher Teil der

Wege außerhalb der gewidmeten Trasse verläuft („ver-
legte“ Wege) ist hinreichend bekannt, nicht dagegen
die damit zusammenhängenden Ansprüche der be-
troffenen Grundeigentümer. Des Weiteren bestehen
häufig Unklarheiten, welche Benutzungen widmungs-
gemäß sind (Reiten? Fahren mit Lkw? Leitungsverle-
gung?). Ebenso gibt es Unsicherheiten beim Umfang
der Baulast oder der Verkehrssicherungspflicht, um nur
einige Punkte herauszugreifen.

Seminarinhalt:

• Einstufung der öffentlichen Feld- und Waldwege
(ausgebaut oder nicht ausgebaut)

• Wegenutzungen im Rahmen der Widmung 

• Sondernutzung an öffentlichen Feld- und  Wald -
wegen

• Sperrung von Wegen

• Verlegte Wege – Ansprüche der vom Überbau be-
troffenen Grundeigentümer und Pflichten der Ge-
meinde 

• Beseitigte Wege und Verkauf von Wegeflächen 

• Anforderungen an öffentliche Feld- und Waldwege
zur Erschließung landwirtschaftlicher Anwesen 

• Straßenbaulast und Refinanzierung (Umlage) der
 Kosten für Ausbau und Unterhalt der Wege 

• Umfang der Verkehrssicherungspflicht 

• Schadenersatz wegen Beschädigung eines Weges 

• Sicherungsmaßnahmen zum Schutz von Wegen 

• Überwuchs (Beeinträchtigung durch Bäume u.ä.) 

• Umstufung einer Verkehrsfläche nach Änderung der
Verkehrsbedeutung 

Im Seminar werden die typischen Fragen behandelt,
die im Zusammenhang mit der Wegenutzung stehen,
seien sie straßen-, straßenverkehrs-, sicherheits-, bau-
oder zivilrechtlicher Art. Zahlreiche Beispiele aus der
Praxis werden vorgestellt und Handlungsanleitungen
angeboten.
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Save the Date

48. Führungskräftetagung der Wasserwirtschaft
24. - 27. April 2018

in der Reichsstadthalle in Rothenburg ob der Tauber

Vom 24. - 27. April 2018 veranstaltet die Kommunalwerkstatt des Bayerischen Gemeindetags
die 48. Führungskräftetagung der Wasserwirtschaft in Rothenburg ob der Tauber. Die Tagung
bietet  Führungskräften der Wasserwirtschaft hochaktuelle wasserfachliche Informationen
und Raum für den fachlichen Austausch.

Die Tagung richtet sich an all diejenigen, die Füh-
rungsaufgaben in der Wasserversorgung und der
Abwasserbeseitigung wahrnehmen, also insbeson-
dere an Bürgermeister, Zweckverbandsvorsitzende,
Vorstände, Geschäfts- und Werkleiter.
Im Laufe der Jahre hat sich die Tagung zu einer
 bedeutenden Informationsplattform entwickelt.
Dazu tragen auch der intensive fachliche
 Ge dankenaustausch und das „Netzwerken“ unter
den über 150 Teilnehmern bei.

Ein wie gewohnt hochkarätiges Vortragspro-
gramm ist in Vorbereitung. Referenten aus der
Spitze der bayerischen Landespolitik, aus Ministe-
rien und Ämtern, aus der privaten Wirtschaft, von
Verbänden und aus der Anwaltschaft werden zu
aktuellen rechtlichen, technischen sowie organi-
satorischen Fragen rund um die Wasserwirtschaft
Rede und Antwort stehen.

Weitere Informationen:
Informationen zur Tagung finden Sie auf der Homepage der Kommunalwerkstatt unter:

Tagungsort:
Reichsstadthalle, Spitalhof 8, 91541 Rothenburg ob der Tauber

Anmeldung:
Anmeldungen erbitten wir bis zum 2. März 2018.

Eine Anmeldung ist nur für die Gesamtdauer von vier Tagen möglich.

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!

Führungskräftetagung der Wasserwirtschaft –
Fachinformationen und Erfahrungsaustausch aus
erster Hand

Rothenburg ob der Tauber – Dr. Juliane Thimet freut sich
auf die Führungskräftetagung der Wasserwirtschaft 2018

© Manfred Schmid



Wenn Sie auf Qualität Wert legen

un d  hochwertige Druckerzeugnisse sowie

eine  zuverlässige Abwicklung schätzen,

sind wir der richtige Partner für Sie.

Wir verfügen über modernste Drucktechnik,

die es uns ermöglicht, Ihre Aufträge schnell, günstig

und auf hohem Niveau auszuführen.

ANZEIGE

Gutenbergstr. 12 • 84184 Tiefenbach
Telefon 08709/9217-0 • Fax 9217-99
info@schmerbeck-druck.de
www.schmerbeck-druck.de


